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Nbbruch in Paris.
Anüberbrückbarer engliſch franzöſiſcher Gegenſatz. Frankreich gegen eine

amerſkanſſche Intervention. Das Fiasko der Regierung der Wirtſchaft.
Die Aufgabe Cunos.

Paris, 4. Januar 1923. (Eigener Drahtbericht.)
Die Konferenz der alliierten Miniſterpräſidenten iſt
heute nachmittag nach zwei kürzeren Beſprechungen
ergebnislos abgebrochen worden.

Bei der Verſchiedenartigkeit der Auffaſſungen, die ſowohl Eng
land wie Frankreich und Jtalien von der Löfung des
Reparationsproblems haben, konnte ſchließlich kein Zweifel mehr
darüber beſtehen daß auch die letzte Pariſer Konferenz zu einer
Beſchlußunfähigkeit verurteilt war. Solange poli
tiſche Momente bei der Betrachtung der ſchwerwiegenden Repa
rationsfrage nicht ausgeſchloſſen bleiben, ſolange muß ſchließlich
jede Konferenz zur Zweckloſigkeit verurteilt ſein.

Welche Folgen kann der Abbruch der Konferenz haben? Die in
den erſten Monaten von Deutſchland g. leiſtenden Zahlungen ſtehen

nkreich zu. Am 15. Januar ſind die erſten 50 Mil
lionen Mark in. Vor dieſem Termin kann alſo auch Poin
caré ſeine Bataillone nicht marſchieren laſſen, um Eſſen und
Bochu m zu beſetzen, und auch nach dem 15. Januar wird er nur
u militäriſchen Sanktionen greifen können: wider jedes
echt und jeden Vertrag. uS h Reparationskommiſſion das

te h r r s Entſcheidung nichtfällt; mehr als f iſt aber auch, daß ſie zu einem Entſchluß
kommt, ver den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Welt gerecht wird.
Vieles wird alſo jetzt von den Maßnahmen abhängen, die in der
Zwiſ eit, alſo bis zum 15. Januar, dem Termin, wo die Zah
r ällig werden, ergriffen werden. Jmmer noch ſetzt man

ſtarke Hoffnungen auf Amerika, das wahrſcheinlich jetzt wieder
in die Reparationskommiſſion eintreten wird und von dem man
erwartet daß es, wenn auch nicht materiell eingreift, ſo doch die
franzöſiſche Regierung warnt, Gewaltmaßnah-
men zu ergreifen. Es wäre zu wünſchen, daß ſich dieſe Erwar-
tungen erfüllen. Aber leider liegt die Situation nun einmal ſo,
daß unſere Hoffnungen auf eine Jntervention Amerikas vorläufig

bitter gering ſind. Der amerikaniſche Staatspräſident und
ebenſo der Senat werden ſicherlich nur eine Beteiligung an einer

cheidung zuſagen, wenn ſie allgemein gewünſcht wird. Daß
das der Fall iſt, erſcheint ebenfalls mehr als fraglich. Frankreich
iſt gegen eine amerikaniſche Jntervention. Belgien und
Jtalien ſtehen in bezug auf die Löſung der Reparationsfrage
auf Frankreichs Seite, auch ſind ſie von dem „ſchlechten Willen“
der deutſchen Regierung überzeugt, ſo daß anzunehmen bleibt, daß
weder Theunis noch Muſſolini eine Jntervention wünſchen.

Sicherlich hängt unter dieſen Umſtänden viel von der Akti-
vität der deutſchen Regierung ab, die in der Zwiſchen
en nicht tatenlos bleiben darf, ſondern verſuchen muß, zum minde-
ten einem Ultimatum der franzöſiſchen Regierung vorzubeugen.
Zahlen können wir am 15. Januar nicht und trotzdem bleibt eine
Möglichkeit, die wenigſtens Frankreich vor der Welt ins Unrecht zu
ſetzen vermag. Der Vorſchlag Bonar Laws zeigt immer
hin, daß eine Einigung möglich iſt, wenn auch über den Zahlungs
modus und über andere Dinge große Meinungsverſchiedenheiten
beſtehen. Deutſchland muß nach dem Grade ſeiner Leiſtungsfähig-
keit jetzt verſuchen, ſich wenigſtens der engliſchen Auffaſſung von
der Löſung der Reparationsfrage zu nähern. Es bleibt abzu
warten, ob dann noch Frankreich wagt, eine Pfänderpolitik
zu betreiben, die ſchließlich die ganze Welt gegen es aufbringen
muß, wenn es noch ein Recht auf dieſer Welt gibt.
FEines zeigt der Abbruch der Pariſer Konferenz mit aller Deut
lichkeit: Als die Regierung Wirth ſich eifrig und mit dem beſten
Willen bemühte, eine Löſung zuſtande zu bringen, ſchrie die deutſche
Wirtſchaft: Nie wird eine Einigung zwiſchen Deutſchland und den
alliierten Staaten zuſtande kommen, ſolange nicht die führen
den Wirtſchaftskreiſe an der Regierung beteiligt ſind.
Heute haben wir die Regierung der Wirtſ,chaft“ Und
was iſt? Sie kehrt von Paris mit leeren Händen zurück;
ihr hat man noch nicht einmal Gehör geſchenkt! Damit ſollten die
Angriffe der Schwerinduſtrie gegen die Regierung Wirth ein für
allemal erledigt ſein!

Wie es zum Abbruch kam.
Die letzte gemeinſame Sitzung. Poincaré und Bonar Law
ſtellen die engliſch-franzöſiſchen Unſtimmigkeiten feſt. Heute
Abreiſe der engliſchen Delegation. Franzöſiſch-belgiſch-

italieniſche Sonderbeſprechungen.

Paris, 4. Januar. Jn der Nachmittagsſitzung hatte Bonnar
Law verlangt, daß ſeine Note erörtert werde, die er am frühen
Nachmittag der Konferenz übergeben hatte und in der die von

oincare geſtern an dem engliſchen Plan geübte Kritik beant
wortet wird. Poincaré widerſprach der Erörterung, da
die Note den Grundſatz der Pfänderbeſchlagnahme ablehnt, den
die franzöſiſche Regierung für unerläßlich hält. Indeſſen wurde
auf Drängen der engliſchen und der belgiſchen Vertreter
vereinbart, daß jede der Delegationen für ſich die engliſche Note
und die italieniſchen Pläne einer Prüfung unterziehen ſollte. Z
dieſem Zwecke wurde die Nachmittagsſitzung auf eine Stunde unter
brochen während die engliſche Delegation ſich in ihren r

begab. Nach Wiederaufnahme dauerte die Sitzung nur PInß urze
Zeit. Poincaré und Bonar Law gaben nach derMittagspauſe Erklärungen ab, die die Unſtimmigkeit i.

der Reparationsfrage feſtſtellen.
beider werden veröffentlicht werden. Die engliſche Delegation
wird morgen früh, die belgiſche morgen abend abreiſen. Morgen
finden zwiſchen der franzöſiſchen, der italieniſchen und der bel-
giſchen Delegation noch Veſprechungen ſtatt.

Paris, 5. Januar. (Havas.) Poincareé wird heute
noch Privatbeſprechungen mit den Führern der Delegationen
haben, die ſich noch in Paris befinden. Es handelt ſich aber nur
um Höflichkeitsakte und nicht um die Fortſetzung der
Konferenz, die geſtern abend geſchloſſen wurde. Theunis be
dauerte am Schluß der Konferenz ſchmerzlich, daß es zu keiner
Einigung zwiſchen Frankreich und England gekommen ſei. Er
drückte aber die Hoffnung aus, daß die Unſtimmigkeit weder von
Dauer ſein, noch ſich vergrößern werde. (!7)
Paris, 5. Januar. (Havas.) Jn der geſtrigen Konferenz-
itzung erklärte der Jtaliener della Terretta, der britiſche
lan breche die durch den Verſailler Vertrag feſtgelegte

Solidarität der ehemals feindlichen Mächte in ihren Zah-
lungsverpflichtungen. Die italieniſche Regierung bleibe bei dem
in ihrem Memorandum gekennzeichneten Standpunkt.

Keine Hoffnung auf Amerika.
Amerika wird nicht eingreifen, wenn die Alliierten es nicht

wünſchen.
Paris, 4. Januar. „Newyork Herald“ meldet aus Waſhing-

ton, daß die Regierung ausführlichen Bericht über die Verhand
lungen der Pariſer Konferenz von dem amerikaniſchen Botſchafter
Harrick erhalten habe und daß man ſich in Regierungskreiſen
für die Vorgänge lebhaft intereſſiert. (1) Präſident
Harding ſei entſchloſſen, dahin zu wirken, daß die Reparations
frage gelöſt werde, und er ſei bereit, auch die letzten Mittel Ame-
rikas anzuwenden, um eine Verſtändigung zu erreichen, obwohl
es natürlich möglich ſei, daß die Bemühungen der Vereinigten
Staaten nicht gewünſcht würden. Jn dieſem Falle werde nichts
getan werden, um ein amerikaniſches Eingreifen bei den Alliierten
durchzuſetzen. (Da Frankreich, Belgien und Jtalien ein Eingreifen
Amerikas nicht wünſchen, ſo können alle Hoffnungen auf eine Jn-
tervention der Vereinigten Staaten im gegenwärtigen Stadium
begraben werden. Red. d. „Volksblatt“.)

Newyork, 4. Januar. Nach einer Meldung aus Waſhington
verlautet von zuſtändiger Seite, daß die Regierung für Annahme
des Entwurfs Robertſons, betreffend die Vertretung
der Vereinigten Staaten in der Reparations-kommiſſion ſei.

Amtliche Berliner Erklärung.
Die Reichsregierung will ſich von dem in der Note vom
14. November feſtgelegten Standpunkt nicht abbringen laſſen.

Berlin, 5. Januar. Jn einer amtlichen Erklärung zum
Abbruch der Pariſer Konferenz heißt es, die deutſche Regierung
habe in ernſten Beſprechungen mit maßgebenden Faktoren der
deutſchen Wirtſchaft die wirtſchaftliche Leiſtungs
fähigkeit Deutſchlands eingehend unterſucht und das Er-
gebnis dann in Vorſchlägen niedergelegt, die bis an die äußerſte
Grenze der Leiſtungs fähigkeit gingen. Sie habe die
Konferenz erſucht, dieſe Vorſchläge entgegeyzunehmen und durch
einen Beauftragten erläutern zu laſſen. Deutſchland ſei nicht ge
hört worden, obwohl es nach dem Friedensvertrag einen Anſpruch
darauf habe. Die deutſche Regierung habe, da ſchon der engliſche
Reparationsplan abgelehnt worden ſei, ihre Vorſchläge, die danach
keine Ausſicht auf Berückſichtigung haben könnten, der Konferenz
nicht unaufgefordert zur Kenntnis gebracht. Sie halte an der
Ueberzeugung feſt, daß nur eine vernünftige und für Deutſchland
tragbare Löſung der Reparationsfrage Europa vor dem unver-
meidbaren Ruin bewahren könne. Sie werde ſich von dem durch
die Note vom 14. November und die darauffolgenden Erklä-
rungen vorgezeichneten und vom Reichstage gebilligten Wege
nicht abbringen laſſen.

Es iſt bereits im Kommentar zur erſten Pariſer Meldung zum
Ausdruck gebracht worden, daß die Nichtanhörung der Berliner
Beauftragten in Paris ein Beweis dafür iſt, daß die „Regierung
der deutſchen Wirtſchaft“ zum mindeſten nicht mehr Vertrauen
bei der Entente als das Kabinett Wirth genießt, das ſich auf ver-
ſchiedenen Konferenzen Gehör zu verſchaffen verſtanden hat. Ob
das ſtarre Feſthalten der Reichsregierung an der Note vom 14. No
vember das Richtige iſt, muß die Zukunft lehren. Wir ſind derMeinung, daß wie oben betont noch vor dem 15. Januar
Maßnahmen innervolitiſcher Art zu treffen und den Alliierten
zu unterbreiten ſind, Maßnahmen, die die eng liſche Regie
rung in ihrer Haltung beſtärken und Poincaré mo-raliſch zwingen, von ſeinen Drohabſichten zurüczutreten. Das
ſtagnierende Ausruhen auf den Früchten Dr. Wirths iſt ein Beweis
für die Jdeenloſigkeit Cunos und ſeiner Mitarbeiter und zugleich
eine Gefahr für den 15. Januar, die durch erhöhte Aktivität nach
innen und außen gebanntk werden muß. Wir machen kein Hehl

Gomiſeg v ihr don e
Sendenz: Sehr feſt und lebhaft.

Die Erklärungen ſ daraus, daß wir zum Kabinett Cuno nicht das Vertrauen haben,
daß nach dieſer Richtung irgend etwas Entſcheidendes geſchieht.

Die Beriiner Preſſe zum Abbruch in Paris.
Frankreichs geſondertes Vorgehen würde einen kriegeriſchen
UNeberfall auf Deutſchland bedeuten. Der Annexionsgeiſt der

franzöſiſchen Politik hat die Konferenz geſprengt.
Berlin, 5. Januar. (WTVB.) Die durch den Abbruch der

Pariſer Konferenz entſtandene Rechtslage charakteriſieren die
Blätter folgendermaßen: Solange der Vertrag von Ver-

illes noch gilt, hat Deutſchland nicht mit einzelnen
Mächten, ſondern nur mit der Reparationskommiſſion
zu tun. Erſt muß dieſe das Moratorium abgelehnt haben, muß
Deutſchland den am 15. Januar fälligen Betrag nicht bezahlt
haben, muß eine „vorſätzliche Verfehlung“ feſtgeſtellt
und eine Einigung der Alliierten über die zu ergreifen-
den Maßnahmen erzielt ſein, erſt dann ſind Sanktionen
vertragsmäßig zuläſſig. Sogenannte Sanktirnen, die ohne
Entſcheidung der Reparationskommiſſion eder von einer einzelnen
Macht ergriffen werden, ſind vertragswidrig und im völkerrecht-
lichen Sinn „feindliche Handlungen“. Führt Frankreich alſs auf
eigene Fauſt einen Ueberfall auf Deutſchland aus, dann maiht h
wie alle Blätter betonen, den Vertrag von Verſailles zu rinem
Fetzen Papier und ferner wird es vertragsbrüchig auch ſeinen Ver-
bündeten gegenüber, denen damit die Pflicht zufällt, Deutſchland
in der Rechtsſphäre, die ihm der Vertrag gelaſſen hat, zu ſchützen.

Ueber die politiſche Seite des Scheilerns der Konferenz
ſchreiben die Blätter, daß der Annexionsgeiſt der fran-
zöſe ſchen Politik, der die Reparationspläne vom Tage der

edaktion des Verſailler Vertrages an durch alle Stadien der Ver
handlungen hindurch nur als Vorwand zur Durchſetzung der
Rhein und Ruhrangliederung auf Umwegen benutzt hat, die Kon
ferenz geſprengt hat. Die „D. A. Z.“ ſagt, die franzöſiſche Re
gierung beweiſe von neuem, daß es ihr nicht auf eine Erledigung
der Repargationsfrage, ſondern auf die macht politiſche Be
friedigung imperialiſtiſcher Gelüſte ankommt. Ein
furchtbares Verbrechen an Europa bereite ſich vor. Das deutſche
Volk werde in Stolz und Ruhe einmütig zur Regierung ſtehen.
Schwerſte Stunden liegen vor uns, ſie ſollen ein ftarkes Geſchlecht
finden. Auch das „B. T.“ bezeichnet als Forderung der Stunde
die Zurückſtellung aller inneren Schäden, die völlige nationale Ge
ſchloſſenheit und Entſchloſſenheit, ungerechten Forderungen die
Stirn zu bieten und die Folgerungen heroiſch zu tragen. Der
„L.-A.“, der den Gedanken an einen Krieg wegen der
Wehrloſigkeit Deutſchlands als Tollhäuslertum be-
zeichnet, fragk: Verzagen? Nimmermehrl Auch dieſer Wahn-finn wird ſich ausraſen. So trübe die Zukunft vor uns liegt:
nur wenn Deutſchland ſich ſelbſt aufgibt, iſt es verloren.

heute vormittag Kabinettſitzung
Keine vorzeitige Einberufung des Reichstags.

Berlin, 5. Januar. Das „B. T.“ meldet, daß die Reichs
regierung vorausſichtlich heute vormittag in einer Kabinetts-
ſitzung zu dem Abbruch der Pariſer Konferenz Stellung nehmen
werde. Wie mehrere Blätter mitteilen, iſt eine vorzeitige Ein
berufung des Reichstags nicht beabſichtigt. Für Anfang
der nächſten Woche werde aber der auswärtige Ausſchuß
einberufen. Die „V. Z.“ will wiſſen, daß der Reichskanzlervorausſichtlich dieſe Gelegenheit benutzen werde, um Erklä-

rungen abzugeben.
Die Religion muß dem Volke auch in der

Republik erholten bleiben.
Ein komplizierter Streitfall.

Die Verhandlungen, die zwiſchen dem Reichsminiſterium des
Jnnern und den Ländern Sachſen, Thüringen undBraunſchweig zur Regelung der Religionsausübung gig
wurden, ſind in der Hauptſache abgeſchloſſen. Es handelt ſich
dabei um einen komplizierten Streitfall. In Sachſen
beſchweren ſich Katholiken und Ffraeliten, in Braunſchweig die
Evangeliſten über Einſchränkung der Religionsausübung an nicht
ſtaatlich anerkannten Feiertagen. Jm Braunſchweiger Fall teilt
der Reichsinnenminiſter Oeſer den Standpunkt ſeines Amtsvor
gängers, des Miniſters Köſter, der dahin geht, daß dem Artikel 135
der Reichsverfaſſung mehr Rechnung getragen werden müſſe. Jn
Sachſen handelt es ſich um zwei Erlaſſe des Kultusminiſters
Fleißner vom 12. und 24. Auguſt 1922. Der zweite Srlaß
iſt in der Hauptſache bereits abgemildert worden. Auch der Erlaß
vom 12. Auguſt, der ſich gegen die Schulbefreiung wendet, wird
nach beabſichtigter Fühlungnahme des Kultusminiſters mit den
kirchlichen Oberbehörden eine Abänderung im Sinne des Ar
tikels 135 der Reichsverfaſſung erfahren.

Jn Thüringen handelt es ſich um die Abſchaffung des e
und des Reformationsfeſtes. Hier ſteht das Reich auf dem nd
punkt, daß es den Ländern nicht verwehrt werden kann, die An
erkennung eines Tages als Feiertag wieder geſetzlich aufzuheben,
ſolange reichsgeſetzlich nichts anderes beſtimmt iſt. Die ſtaatliche
Anerkennung einer Reihe hoher kirchlicher Feiertage, wie Weih
nachten, Chriſti Himmelfahrt und dergl., wird demnächſt von
Reichs wegen Keregelt werden.
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Der polniſche Hationalismus.
(Von unferem Warſchauer Korreſpondenten.
Jedes Land hat ſeine Chauviniſten. Ni s aber iſt der

Nationalismus in dem verbreitet wie in dem heutigen Polen,
deſſen Parteiweſen im Zuſammenhang hiermit ein durchaus ab
normes Bild zeigt. Der x r der polniſchen nationaldemo-
kratiſchen Partei, Staniſſaw Grabſki, hat kürzlich eine Bro-
ſchüre erſcheinen laſſen, in der er die polniſchen Parteien einteilt
in „nationale Parteien und „Klaſſenparteien“, und an dieſer Ein
teilung iſt etwas Richtiges. Es gibt zwar in Polen einige kleine
konſerdative Gruppen, deren programmatiſche Anſchauungen ver-
wandt find mit den Grundlagen konſervativer Weltanſchauung i
Weſteuropa. Auch wiederholen ſich ſeit Jahren die Verſuche, die
demokratiſche Jntelligenz auf Grund liberaler en zu ſammeln.
Wie unbedeutend aber dieſe politiſchen Organiſationen geblieben
ſind, geht ſchon daraus hervor, daß ſie nicht einen einzigen Ver
treter für den Sejm durchgebracht haben, während die drei Par
teien des Rechtsblocks, die nichts anderes vorſtellen, als wenig von
einander verſchiedene nationgldemokratiſche Schattierungen, etwa

in lage ſeiner Partei

Wenn Sie an dieſen Augenblick denken. dam werden Sie ſich
vielleicht daran erinnern, daß Sie dieſe Rückkehr in dieſe Freiheit
in hohem Maße den Gotz und Timoffejew, den Jwa-
nowa und der Eugenie Ratner verdanken, allen, die im
San und in Sibirien ihre Jugend der Revolution zum
Opfer gebracht haben.“

„Wandel der Politik.“
Unter der Ueberſchrift „Wandel der Politik“ veröffentlicht Ge

noſſe Rudolf Hilferding in der Frankfurter Zeitung einen
l n Artikel. Die Redaktion des bürgerlich demokratiſchen
Blaites meint, daß Hilfer ding den „Wandel“ „von der Grund

ehen habe, „die gerade dieſen Wandel am
empfinden mußte.“ m Schluſſe des Artikels

„Bedeutſam iſt der innere Entwicklungsprozeß, den die ſtärkſte
Partei, die Sozialdemokratie, erfahren S e dem alten Staat
am meiſten entfremdete iſt bewußt die Trägerin der Republik ge-
worden, hat eine von ſtarker Verantwortung erfüllte ſtagatspolitiſche
Einſtellung zu den politiſchen Problemen gewonnen. Sehr eigen

allerſtärkſten
heißt es:

i Fünftel aller Mandate erobert haben. Die übrigen Parteien artig iſt die Stellung des Zentrums. Jm Kulturkampf entſtanden,jms ſind tatſächlich von den ern der nationalen derenigt es in ſich alle Schichten der modernen Geſellſchaft, die
Minderheiten abgeſehen Bauern und Ardeiterparteien, d. d. durch das außtzenvpolitiſche religiöſe Band zuſammengehalten wer
eben Klaſſenparteien.

Die ungeſunde Erſcheinung, daß das bürgerliche Parteiweſen in
Polen vom Nationalismus durchaus überwyuchert iſt, erklärt ſich
natürlich zum Teil aus der Vergangenheit Polens, aus ſeiner Zer-
ruckelung in drei Gebiete, wobei in mindeſtens zweien dieſer Ge-
diete das Polentum verfolgt und unterdrückt wurde. Es iſt aber
wider auch nicht zu erwarten, daß dieſer polniſche Nationalismus
allzu raſch wieder an Einfluß verliert. Die Angſt, daß Polen die
von ihm an ſich geriſſenen nichtpolniſchen Gebiete wieder genommen
werden könnten, und der Kampf gegen die nichtpolniſchen Natio-
nalitäten in Polen, in erſter Linie gegen die Juden, ſind zwei
ſtändig fließende trübe Quellen dieſer Richtung.

Auch die übrigen polniſchen Parteien, die Polniſche Sozialiſtiſche
Partei nicht ausgeſchloſſen, haben einen ſtarken nationalen Ein
ſchlag. Die ſcharfen Gegenſätze, die kürzlich zu Mord und Blut-
vergießen geführt haben, beruhen auch gar nicht auf dem Kampf
um nationale Toleranz oder Jntolerang. Jhnen liegen vielmehr
in erſter Linie Klaſſengegenſätze zugrunde, Arbeiter und Bauern
auf der einen, Kapital, Großgrundbeſitzer und Kleinbürgertum auf
er anderen Seite. Da 'die vielgenannte Witospartei die Partei
der großen Bauern vorſtellt, iſt ſie auch ſtets der Verſuchung aus
eſetzt, mit den reaktionären Parteien der Rechten zuſammen

zugehen. Außer den ſozialen Gegenſätzen ſpielen aber bei dieſen
Kämpfen noch Machtbeſtrebungen verſchiedener außenpolitiſcher
Hrogramme eine große Rolle. Der nationaldemokratiſche Chauvi-

Zzmus iſt hierbei der Handlanger des franzöſiſchen Jmperia-
zmus, während die Linke in der Führung Pilſudſkis daher
ch Belvederepartei genannt die Erhaltung der Unabhängig-

Polens durch ſeine Sicherung gegen Rußland anſtrebt. Eine
Nolge dieſes Gegenſatzes iſt übrigens die abſonderliche Tatſache,
daß die Sowjetregierung gern ein nationaldemokratiſches Regime
in Polen ſehen würde.

Die Tradition der politiſchen Kämpfe in Polen hat es mit ſich
gehracht, daß viel mit Geheimorganiſationen und Verſchwoörung
gearbeitet wird, beſonders in den Kreiſen der Linken. Auf der
deren Seite hat die außerordentlich gut organiſierte National-
demokratie ſchon längſt den Verſuch gemacht, nach dem Vorbild des
wen ihr warm verherrlichten Faſzismus nationaliſtiſche Stoß-.
trupps zu ſchaffen. Bei der Gereiztheit, die in beiden Lagern
grgeneinander herrſcht, iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß eine der
e den Richtungen gelegentlich einmal mit bewaffneter Hand durch
Slagtsſtreich die Macht an ſich zu reißen verſucht.

Hangervelde an Crotzki.
m das Schickſal der langſam zu Tode gemarterten

Sozigalrevolutionäre.

Genoſſe Emile Vandervelde veröffentlicht im Brüſſeler
„Peuple“ einen Offenen Brief an Trotzki, der ſich mit dem
Sickſal der zum Tode verurteilten Sozialrevolutionäre
beſchäftigt. Vandervelde ſtellt feſt, daß die Sozialrevolutionäre
nicht wie politiſche Gefangene, ſondern wie gemeine Verbrecher
brhandelt“ werden. Sie erhalten keine Bücher und dürfen vom
Noten Kreuz keine Liebesgaben annehmen. Selbſt die
Möglichkeit des Verkehrs untereinander hat man ihnen geraubt.
Wenn dieſer Zuſtand fortdauert, müſſen ſie in Leiden und Ein-
nkeit zugrunde gehen.“ Vandervelde fragt Trotzki, ob er den

langſamen Mord politiſcher Gefangener fortſetzen will, „deren
ganzes Verbrechen darin beſtand, daß ſie der Gewalt Widerſtand
leiſtet haben.“ Er apvelliert an das „Reſtchen Menſchen
liebe, das noch in Trotzkis Herz leben könnte, und fürchtet zu-
leich, daß ein ſolcher Appell fruchtlos bleiben wird. „Jhr unter

werft die unglücklichen Gefangenen unſäglichen Qualen,
um das Wohlwollen der Gewaltanbeter und Fanatiker zu er-
werben. Jhr verſucht, Eure politiſche Karriere zu ſichern,
indem Jhr andere Leute zwingt, Tränen zu vergießen.“ Dann er-
unert Vandervelde Trotzki an eine Begegnung im Jahre 1917 in

m Eiſenbahnzuge, der Trotzki ſeinem Schickſal entgegenführte.
zie kehrten nach langer Verbannung in die Heimat zurück. Sie

a meten damals zum erſten Male die Luft der Freiheit in Jhrem
Lande. Jch erinnere mich noch heute, wie auf dem Bahnhof in
Vetersburg in der halbdunklen Morgenſtunde Jhre Augen er-
glänzten, als Sie die Jhrer harrenden roten Fahnen erblickten.

Erde muß in die Erde.
i ſiſches Märchen, nacherzählt von Wilhelm

Schmidtbonn.“)
Ein Jun e keinen Vater mehr. Einmal fragte er ſei e

Mutter. War in haben alle anderen Jungen einen Vater, nur
ich nicht?“ T Mutter antwortete: „Weil dein Vater geſtorben
iſt. „Alſo er nicht zurück?“ „Nein. Aber wir gehen zu
ihm. Wir ſi s Erde. Wir müſſen alle in die Erde hin-
ein. „Aver ich nicht,
fuchen, wo man er g lebt.“
Länder. Aber überall ſah er Begräbniſſe und Grabſteine, wo er
euch hinkam. Schon war er 20 Jahre geworden.
eines Tages auf einem Berge einen großen Hirſch.

ſo ungeheures Geweih en hinſtachen. Der muß noch lange leben, dachte der Junge, vielleicht
ar ewig, und ſagte: „Um Gottes willen, ſage mir, ob irgendwo in
Ort iſt, wo es keinen Tod gibt.“
on allem, was iſt,
veih an den Himmel langt.
hleib bei mir. Dann wirſt du wenigſtens ſo
nützt mir nichts,“ ſagte der Sohn, „ewig will i
ich ja auch zu Hauſe bleiben können.“

Nach langen Wanderungen kam er an einen riefigen Abgrund.
die Bäume in der Tiefe ſahen wie ein kleines Kraut aus. Jhn
hwindelte, als er hinabſah. Auf einem Felſen ſaß ein mächtiger
tralter Rabe unbewe Dange zu leben. Fſt hier vielleicht der Ort, wo es keinen Tod gibt?
„Jch werde am längſten leben von allem, was iſt,“ antwortete der
ſiabe, „ſo lange, bis ich r
abe. Bleib hier, dann lebſt du ebenſo lange.“
as?“ ſagte der Jüngling, „bin ich darum von Hauſe fortgegangen?
Fwiges Leben ſuche ich.“

Dann muß auch ich ſterben.
lange leben.“

ing und wanderte, wanderte. Bis er endlich einen fernenEr
zlanz ſah, auf. den er zuging. Als er nahe war, ſah er, daß da

Sammlung: Garten der Erde. ausNacherzählt von Wilhelm Schmidtbonn. Verlag die Kinder Steine brachen

i zurück zu ſeiner Schörren.
Aus der

u. Ko,. in Wien.

n d h n h

agte der Sohn, „ich werde mir einen Ort
Er ging und wanderte durch viele

Da erblickte er
Der hatte ein

auf, daß deſſen Spitzen in die Wolken hin-

„Jch werde am längſten leben
antwortete der Hirſch, „ſo lange, bis u

ch leben. Sonf van hergekomm
eben. t hätte hergekommen.Er ging und wanderte den ganzen Weg zurück, den er her ge

Und war ſo jung, daß er ſang und nicht müde wurde.
Der ſaß unbeweglich wie früher.

Aber als er an ihn heran kam, war der Vogel tot und der ganze
Der Jüngli erſchrak, als er das ſah, und

Schönen zurück. Dennoch trieb ihn
die Sehnſucht nach Hauſe. Als er zu dem Berg des Hirſchen kam,

Aber er war tot, und

in G Jetzt mußteder Jüngling glauben, daß viele, viele Jahre vergangen waren.
Aber in ſeinem Entſetzen trieb es ihn um ſo mehr, ſeine Heimat

zu ſeiner Schönen
nd er fremde Häuſer da. Von

Fremde Geſichter
Und eine Sprache, die er nicht einmal verſtand. Von dem

Märchen aus Haus ſeiner Mutter fand er noch einen alten Mauerreſt, aus dem
zum Spielen. Da wollte er zurückgehen,

lich. Der Sohn fragte: „Du ſcheinſt ſchon

mit meinem Abfall den Abgrund ausgefüllt
„Was nützt mir

den. Die Führer des Zentrums waren ſtets gezwungen, ſelbſt die
Reſultate der verſchiedenen Kräfte und Strebungen zu finden, die
in ihrer Partei vertreten waren, eine politiſche Schulung eigener
Art, die den anderen Parteien verſagt war. Die religiöſe Bindung
gab zugleich größere politiſche Bewegungs und Anpaſſungsfreiheit.
Nachdem der Kulturkampf ſiegreich beſtanden war, war das Zen-
trum diejenige Partei, die am eheſten Politik und am wenigſten
Theologie trieb. Die außerordentliche Anpaſſungsfähigkeit machte
das Zentrum auch in der neuen Aera zur mitregierenden Partei.
Aber was bisher ihre Stärke war, wird jetzt zur Schwäche. Die
religiöſe Bindung macht ſie zur ewigen Minorität, ttennt die zu
ihr Gehörigen aus außenpolitiſchen Gründen von ihr ab. Sie wird
ſo problematiſch; fällt ſie, ſo würde das trum r ausſchlag-
gebenden bürgerlichen Partei, die Parteibildung käme raſch in
Fluß. Denn das parlamentariſche Syſtem, der Zwang zur Re
gierungsfähigkeit zwingt zur Konzentration der politiſchen Kräfte.
Deshalb die Ten zum Zweiparteienſyſtem. Dem ſteht in
Deutſchland die überkommene Parteigruppierung entgegen. Aber
die Umbildung iſt im Gange. Die Parteigrenzen verflüſſigen ſich:
es bilden ſich Koalitionen und Arbeitsgemeinſchaften in Annähe-
rung an n und in Umſchmelzung der unpolitiſchen Jntereſſenverbände in ſtagatspolitiſche Parteien. Da-
mit kommt in die alten Parteibildungen ein neues Ferment. Jn
allen bürgerlichen Parteien wächſt der Gegenſatz zwiſchen den
rechten Flügeln, die traditionell an der reinen Jntereſſenvertretung
feſthalten, und den linken, die die Notwendigkeit der ſtaatspoliti-
ſchen Umſtellung, wenn nicht erkennen, ſo doch deutlich fühlen.
Und das iſt das Bedeutſame und Hoffnungsvolle. Der deutſche Zu
ſammenbruch des 16. Jahrhunderts war troſtlos, weil durch ihn
gerade alle progreſſiven Kräfte der Nation verſchüttet wurden.
Der Zuſamme ich jetzt, ſo furchtbar er war, ſo harte Opfer er
uns auferlegt, ſo groß die Gefahr des äußeren Eingriffs und der
Machtloſigkeit augenblicklich iſt, er hat doch die eigene Kraft der
Nation enkbunden und damit die Möglichkeit der Erhebung ge-
geben. Deshalb dürfen wir hoffen. Der große deutſche Denker
hat uns einſt die Autonomie der Vernunft gelehrt; es wird Zeit,
daß wir in der Politik die Vernunft der Autonomie
zu Geltung bringen.

Die „Volksſtimme“, unſer Frankfurter Parteiorgan, bemerkt
dagzut:

„Es ſind im politiſchen Leben der bürgerlichen Parteien Ten-
denzen zur Verſchmelzung, aber auch zur noch größeren Zerſplitte-
rung vorhanden. Wir erinnern nur daran, daß ſich ſeit der Revo
lution vom Zentrum, der Jntereſſenvertretung der katholiſchen
Geiſtlichkeit, die Bayeriſche Volkspartei losriß, und daß von den
Deutſchnationalen die Deutſchvölkiſchen abſplitterten. Die halbe
Anpaſſung an die Demokratie und die Republik verträgt ſich mit
den Intereſſen der nichtbayeriſchen Geiſtlichkeit der Katholiken,
nicht mit denen der bayeriſchen. Nicht das vom Helden von
Laſſalles Drama r Fran von Sickingen“ erſtrebte evangeliſche
Se des Reichs, wohl aber das katholiſche Königtum der

ittelsbacher iſt dem Klerus nützlich. Jn Preußen war das
Klaſſenwahlrecht der Kirche kaum dienlicher als das demokratiſche
Wahlrecht. Jn Bayern hatte die jetzt in die Minderheit gedrängte
klerikale Partei die Zweidrittelmehrheit. Der bäuerliche und
kleinbürgerliche Anhang der Reakion hat andere Intereſſen als
der Adel und der Großgrundbeſitz; daher der kleinbürgerliche
Faſzismus, der ſich vom junkerlichen trennt.

Ein gewiſſer Gegenſatz zwiſchen dem rechten und dem linken
Flügel jeder bürgerlichen Partei muß ſich freilich herausbilden.
Die Sozialdemokratie kann nur gedeihe venn ſie getreu ihrer
geſchichtlichen Aufgabe konſequent die pro rriſchen Klaſſeninter-
eſſen vertritt, die gleichzeitig die Zukunft intereſſen der Nation
und der Menſchheit bilden. Die bürgerlichen Parteien können ſich
in der Demokratie nur durchſetzen, wenn ſie die Klaſſen, deren
Vertreter ſie teils bewußt, teils unbewußt ſind, nicht ganz rück
ſicht s los fördern. ie Macht der bürgerlichen Parteien be-
ruht in einer Demokratie, in der das Proletariat die Mehrheit
bildet, auf der Dem agogie, auf der Täuſchung vieler Prole-
tarier über das Weſen der Varteien, auf der Behauptung, daß auch
die Bürgerlichen die Intereſſen des Proletariats wahren. Je
weniger Zugeſtändniſſe eine bürgerliche Partei dem Proletariat
macht, um ſo erfolgloſer muß die Demagogie werden, um ſo
weniger proletariſche Stimmen kann ſie erlangen.“

Die Rei

Im Hungerſtreik.
Von der Praxis des Reichsardeitsminiſterinmd.

Wir berichteten vor einiger Zeit, daß die en des Verſorgungslagzaretts. Leipzig-Gohli s e am
d. Jannar den Hungerſtreik zu e n. Reichs
arbeitsminiſterium bis dahin nicht ſeine neue ngentſprechend den Wünſchen der n umändern ſollte.
Inzwiſchen haben v auch die Patienten Verſorgungskur
anſtalt Glaſewalds Ruhe in Sachſen den a r ihrer

er Leibensgefährten angeſchloſſen. Sie haben in einer Veru einſtimmig beſchloſſen, falls bis zum 65. r der Be
cheid über grundlegende Aenderungen der Beköſtigungsordnung

nicht eingetroffen p. in den Hungerſtreik zu treten.
Jm Reichsarbeitsminiſterium hat niemand von dem

Elend der Aermſten Kenntnis, trotzdem die Preſſe ſchon mehrfach
auf die Vorgänge in den Verſorgungslazaretten hingewieſen hat.
Dieſe Abſtinenz der bürgerlichen Regierung niert
ausgezeichnet mit der arbeiter feindlichen teuer-
olitik des wärtigen Kabinetts. Wie lange ſoll
ieſer Zuſtand noch andauern?

Neue Podttarif- Politik
Der Sozialdemokratiſche Parlamentsdienſt meldet
Der Reichspoſtminiſter im Kabinett Cuno, Stingl wat im

Reichspoſtminiſterium einen beſonderen Kommiſſar beſtellt um
die bereits von der Regierung Wirth vorgeſehenen Maßnahmen
zur Sanierung und Wirtſchaftlichmachung der Reichspoſt durch
zuführen. Bei der Tarifpolitik ſoll künftighin das Prin

ip der Selbſtkoſten als Richtlinie durchgeführt werden.
as bedeutet eine weitere ſtarke Erhöhung der Poſt-

gebühren, die zurzeit beim Brief das 250fache der Vorkriegs
zeit ausmachen und damit allerdings hinter der Geldentwertung
urückgeblieben ſind. Tatſächlich erbringen die neuen Gebühren,die im Januar zur Durchführung kommen, nur ein Mehr von

100 Milliarden.,, während die Beſoldungserhöhung im
Monat Dezember für die Reichspoſtverwaltung eine Mehrausgabe
von 285 Milligrden verurſacht hat.Wir fürchten allerdings, daß eine noch ſtärkere Erhöhung der
Poſttarife als auf 50 Mk. für den gewöhnlichen Brief zur direkten
Droſſelung des Poſtverkehrs führen könnte.

Leipzi
ammlung

Lenins Geſundheit. Die Berliner Vertretung der ruſſiſchen
Sowjetregierung teilt dem Soz. Parl.-Dienſt mit, daß die Mel
dungen einiger Zeitungen, won Profeſſor Klemperer wegen
ernſter Errkankung Lenins nach Moskan berufen wurde, falſch
ſind. Profeſſor Förſter, der Lenin in der letzten Zeit behandelt
hat, iſt kürzlich nach Deutſchland zurlickgekehrt, da der augenblick-
liche Geſundheitszuſtand Lenins die Anweſenheit des Arztes nicht
mehr erfordert.

Wirtſchaftspolitiß.

Der Kampf um die Kohle.
Das abgelaufene Jahr hat die für Deutſchland ſo dringend not

wendige wenn der Kohlenlage noch nicht gebracht. Das im
n abgeſchloſſene Ueberſchichtenabkommen kam infolge kommu
niſtiſcher Umtriebe erſt ganz allmählich zur Wirkung. Sep
tember wurden auf ungefähr vier Fünftel aller Schachtanlagen
von 52 Progent der Untertagearbeiter Ueberſchichten verfahren.
Jm Oktober erhöhte ſich dieſer Prozentſatz auf 76 Prozent.
N er brachte eine weitere Steigerung, ſo daß die arbeitstäg-
liche Förderung im Ruhrkohlengebiet 354 438 Tonnen betrug.
Gegen ber dem Juni bedeutet das eine Zunghme von ru
56 000 Tonnen, wobei z gen iſt, z ſich die Zahl der
Arbeiter um 36 000 er hat. er troy dieſer Mehrförderung
konnte die rieſige Einfu i er Kohle nicht geſenkt werden.
In der Zeit von Januar bis Auguſt v. J. kamen allein in Ham
burg 1611 000 Tonnen her Kohle an. Nach engliſcher

tgtiſtik wurden im September des vergangenen Jahres 1 600 000
Tonnen gegenüber 884 000 Tonnen im September 1918 nach
eteſchländ eingeführt. Während der Zeit von Januar bis Ok-
tober wurde der zwölfte Teil der Förderung des niederrheiniſch
weſtfäliſchen Jnduſtriegebietes, nämlich 6 960 000 Tonnen, auf
Grund des Friedensvertrags an die Entente abgeliefert. Dazu
kamen 4 900 000 Tonnen Koks, d. h. ein Viertel der Kokserzeugung
des genannten Begzirks. Während auf der einen Seite die deutſchen
Bergleute Ueberſchichten verfahren mußten, um ihre engere Heimat
vor der Beſetzung zu ſchützen, und Milligrden über Milliarden ins
Ausland gingen, um den deutſchen Kohlenbedarf zu decken, ſahen
ſich infolge der Ueberſchwemmung mit billiger deutſcher Kohle die
frangöſiſchen Bergwerke genötigt, ihre Betriebe einzuſtellen und
tig Kameraden der überlaſteten deutſchen Bergarbeiter zu ent
aſſen.
Dauernde Steigerung der Lebenshaitungskoſten.

Das 685fache der Vorkriegszeit.
Während die Unternehmer verſchiedener Gewerbezweige ſich einer

Anpaſſung der Löhne an die geſtiegenen Lebenshaltungskoſten
hartnäckig widerſetzen, ſchreitet die Teuerung unaufhaltſam fort.

nährung,
sindexziffer für die Lebenshaltungskoſten (Er
eizung, Beleuchtung, Wohnung und Betleidung) iſt

in gläſernes Haus ſtand. Darin lag auf einem goldenen Bett
Das Mädchen erhob

Da verlor ſogar die
Der Jüngling, ganz geblen

„Für
„Höchſtens für zwan

ein Mädchen von nie geſehener Schönheit.
ſich verwundert und trat vor das Haus.
Sonne ein wenig von ihrem Schein.
det, fragte, ob hier endlich der Ort des ewigen Lebens ſei.
wie alt hältſt du mich?“ fragte die Schöne.
zig,“ ſagte der Zngling „Jrrtum,“ ſagte die Schöne, „ich bin
am erſten Tag der
an jenem Tage war. „Man nennt mich die Schönheit.“

leben. Aber du hältſt es ja gar nicht aus, ewig zu leben.“

kahl, die Bäume wurden grün.
tropfen fallen. Schon längſt hatte der

wirſt nicht einmal ihre Knochen me
wurde zornig.

und meine Freunde beſuchen.“
r finden.“

Warum ſollten ſie denn nicht mehr leben

macht hatte.
Da kam er am Raben vorbei.

Abgrund ausgefüllt.
er wollte am liebſten zu ſeiner

fand er den Hirſchen noch aufrecht ſtehen.
auf ſein Geweih lag der blaue Himmel aufgeſtützt.

zu beſuchen. Dann könnte er beruhigt wieder
zurück. ie er in ſein Dorf bam,
ſeinen Freunden kam keiner über
iüberall.

ie Straße.

elt geboren und bin heute noch ſo, wie ich
„Dann

habe ich alſo hier den Ort gefunden, wo man ewig lebt?“ ſagte
der Jüngling, und die Tränen des Glücks traten ihm in die Augen.
„Ja.“ ſagte die Schöne, „wenn du bei mir bleibſt, wirſt du ewig

Der
Jüngling gelobte aber, ewig bei ihr zu bleiben und ging mit ihr

in das Haus.
Er blieb, und draußen verflogen die Jahre. Die Bäume wurden

Das ging ſo ſchnell, wie Regen-
Jüngling vergeſſen zu

zählen. Da verſpürte er eines Tages Heimweh nach ſeiner Mutter.
Er ſagte: „Morgen will ich mich aufmachen und meine Mutter

ſagte die Schöne, „du
Der Jüngling

„Was?“ ſagte er, „ich bin doch erſt vor kurzem

Steinen, die ſie von dem Haus ſeiner Mutter brachen. Und
während er unter dem Steinfall daherging, wuchs ihm ein langer,
weißer Bart, ſeine Glieder wurden mager und zitterig. Als erſeine Hände beſah, zerfielen ſie Staub. Nu ſeine Kleider
nie de pryden ß in W als die Kinder erſtaunt

e en ſie nur noch ein Häuflein gelbe dewo gerade noch der Mann geſtanden gelber Erde da

Halliſches Theater nnd Kunſtieben.

Stadttheater. Heute (Freitäg) und morgen (Sonnabend) abend7 Uhr wird die Poſſe „Robert und von 6 de ge
geben. Sonntag 7 Uhr: „Der Roſenkavalier“ von Rich. Strauß.Montag 75 u ht Wilhelm von Scholz' Slauf mit dem Ceett a zum ren 3 Sie Der Weti

„Der Wettlauf mit dem Schatten“, das dreiaktige SchauſpieWilhelm von Scholz, das am Montag, dem B. Jannar n
theater zur Erſtaufführung kommt, hat an vielen deutſchen und
ausländiſchen Bühnen bereits einen ſtarken Erfolg errungen. Jn
277 äußerſt ſpannenden und mit vſhchologiſcher Notwendigkeit auf
2 uten Handlung wird der ſeeliſche Kampf eines Mannes, ver ſich
J ſein Schickſal in einer Romanfigur wiedererkennt, um Los
öſung von ſeinem „Schatten“ geſchildert. Das Stück, das ſich

zwiſchen der Wirklichkeit und der jenſeitigen Welt dichteriſchen
Schauens bewegt, rührt in ſeiner kühnen Kombinationhüllung an werne Probleme über ſunicher hie W We
dankenvorgänge an.

reie Volksbühne. g. das fünfte Werk macht ſich durch die
Keldentwertung eine Nachzahlung von 60 Mk iItalieder werden gebeten den Betrag zu en rer nd die
Theaterkarten des fünften Werkes für die Vorſtellun durch Ab
ſtempel: in der Geſchäftsſtelle gülti7 e z ter Woche: „Der e geren

nd Sonnabend (B); Der Roſenkavalier“: Mittwoch (D);
„Maria Stuart“: Donnerstag (N).
Im Thalia Theater findet am tagabend 7des Schwamnks „So“ indhund“ Krane e Imarit arten an der Kaſe ber Stadt ind Hoeft

e
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Die Geſamiko s
mber dase n la der Vorkrie

hinter derſt de(66,7 102,2 r de unerhetkich zurück. ten Monaten
iet iffer ohne ekleidun61 e s rwvr- um 52,7 Prozent Wöler a m er

W zen leidungskoſten allein haben ſich
z i ſ2pf J16 118 erhöht. Die geringſte Steigerunzeigt y xgiffer für die Ernährungskoſten, die im Dezember

um Prozent auf 80 702 eſtiegen ſind. Jhre Höhe iſt be

i md. öhe iſt b ebeeinflußt durch die Kartoffelgrelſe die im letzten Monat W
rt auf dem rund 200fachen des Friedenspreiſes geblieben

Dos Soldzollaufgeld. Für die Zeit v je einſchlienr:16. Januar beträgt das Wöidrolle uf de 160 o einſchließlich

Deviſenkurſe.
Heute ſ 4 1.23.
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Tendenz: Sehr feſt und lebhaft.

Aus (er Partei.
Die Gemeindepolitik“,

das aus der Verſchmelzung der „Kommunalen Praxis“ mit d„Sogialiſtiſchen Gemeind erborgegangerne rer Ver
einigten Sozialdemokratie für die geſamte kommunale Wirtſchafts
und Verwaltungswiſſenſchaft und praxis, behandelt in der ſoeben
erſchienenen erſten Nummer das ſchwierige Problem der komm u
nalen Wirt ſchaft unter dem beſonderen Geſichtswinkel der

litik; ein Problem, das vorausſichtlich die in Preußen und
w. bevorſtehenden Gemeindewahlen beherrſchen

wird. Zahlen, die im Leitartikel der uns vorliegenden Nummer
wiedergegeben ſind, r die Unzulänglichkeit der Novelle zum
Landesſteuergeſetz, die unter dem Titel eginan ausgleichgeſetz“ jetzt
vom Reichsrat an den Reichstag zurückgelangt iſt. Als Beſſerungs
mittel wird die Durchführung ernſthafter Kommunaliſierung an-

egt. Ein ſehr beachtenswerter Aufſatz von Leopold Pölzl,
ermeiſter in Aufſig a. E., zeigt, daß in der valutaſtarken

Tſchechoſlowakei die Gemeinden nicht weniger wirtſchaftlich be
drängt ſind als in Deutſchland. Hier wie dort drücken Teuerung
und die den Gemeinden viel vorwegnehmende Steuer und Finanz-
politik der Staatsregierung auf das wir Niveau der Ge
meinden. Als wichtigſte Vorbedingung für die Geſundung der Ge
meindefinangzen bezeichnet Pölzl: „Beſeitigung der Zuſchlagswirt-

Steuerhoheit der Gemeinden für die Staatsſteuern, Zu di
für alle Leiſtungen im übertragenen Wirkungskreiſe ſowie

Schulweſen, Wohlfahrt und Geſundheitspflege und Ent-
meinden durch. eiſung von Anteilen aus der

agtlichen Vermögensabgabe.“ s aktuelle Thema „Kommu-
garißerung oder Sozialiſierung des Verſicherungsweſens“ wird
von ſachkundigen Feder Martin Buch s r dargeſtellt.
e ehereh u a en den 23 Tee el ſaſten er ger

ündete „Vo rſorge“ als erhaften Erfolgn n.
Genoſſenſchaftliches.

n ooo Mark Geſchäftsanteil bei der KRonſum-
genoſſenſchaft.

n Tätigkei iſten K n chaften desbeide deut S x den Mit
erfreulichem Maiedern in weitem, ſehr ße das Verſtändnis SSe der genoſſenſchaftlichen Betriebsmittel vermehrt. t

inſicht, der private Handel den Verbrauchern das Leben noch
viel koſtſpie n und ſaurer würde, wenn die Konſum
vereine der Willkür und Gewinnſ der Händler nicht mehr einen

Damm entgegenſetzen könnten, iſt ſehr gewachſen. Da
iſt es den aufmerkſamen Verwaltungen der Konſumgenoſſen

en in den letzten Monaten gelu die zur genoſſenichen h Leiche m und zum Großeinkauf von lebens-

notwendigen Waren erforderlichen Geſchäftsanteile der
Genoſſen der ungeheuren Geldentwertung einigerm ent
r zu erhöhen. Bis Anfang des Monats Dezemberdie g enſchaftliche Preſſe von Geſchäftsanteilen in Höhe

bis zu 5000 und 6000 Mk. berichten. Da aber auch dieſe Summen
einmal noch längſt nicht der Höhe der Geſchäftsanteile in Friedens
geiten (Wochenlohn eines gelernten Arbeiters) entſprechen undern die en im Lande nicht Halt gemacht hat,
o haben die Mitgliedſchaften

FKFpätinghof.
16 Roman von K. v. d. Eider.

Einige Tage ſpäter kam Jochen Kruſe wieder nach Spätinghof.Jak kckre es Se an der Art, wie er ſich beim Eintreten hinter

den Ohren kratzte, daß er nichts ausgerichtet hatte. W. 9
ab einer bloß mit Weibern zu tun,“ ſagte er verdrießlich. „Diewie rein es was ſie wollen. Erſt will die Altſche nicht, nach

her will die Alte, dann will ſie nicht. Es iſt ein Zuſtand!
Warum denn nicht?“ fragte Jak erſtaunt.

en Kruſe warf einen ſcheuen Blick um ſich und machte ein
verzwicktes Geſicht. „Wegen dies und das. Weiber ſind ſchnakſchl
Ich ſagte ihnen alles, daß Spätinghof zur Stund ein Staatshof
wäre, wo man auf der Stalldiele Pfannkuchen eſſen könnte. Na
und dann hat ſie doch freie denn die Alte kümmert

doch nicht mehr um die Wirtſchaft. Und das Hexen“ er
ämpfte ſeine Stimme „nicht wahr, das hat ſie ſich wohl ganz

w. r Jak mit rſtohl m Lächeln„Ganz und garl!“ verſicherte Jak mit ve eneh einer äloß mit Weibern zu tun!“ ſeufzte Jochen Kruſe.
ak beſann ſich. „Jch werde man ſelbſt nach Ramſtedt 'rüber-
'n, Nachbar,“ ſagte er. „Wenn die Deern zuſagt, kann er ſich

Verei e v Sachſen Tage war Jak auf dem Wege nach Ramſtedt.

2

elben Zei x Thomſen den einſamen Marſchweg,s r trat Niels Sönkſen beie e in die Stube.

Kiel rief di MitKiels, mein Jung, wo kommſt du her?“ rief die Alte.
dlid i i m Spinnrad auf.wagte ne ar gelrag- ſie ſollen beſchlagen

3 Das dauern noch 'ne Weile. Haſt du nicht 'ne Taſſe
Es iſt Tania kalt draußen!

d

einer, mittlerer und großer Kon

mei ich hab' in der Küche noch Feuer, da brauch
V Han o W auflegen, dann kocht das t

gleich Du kriegſt gang friſchen Kaffee Stopf man deine Pfeif
in der Zeit und warm dir die Hände.

Eilig trippelte die Alte hinaus.

her woch zentrale Verhandlungen über die Januar-Löhne im Bergbau

umgenoſſenſ in ihren letztens abgehaltenen Generalb
ammlungen getan, was die Zeit und das wohlverſtandene

e. der organiſierten Verbraucher erfordert, ſie ſind mit gutem
Veiſpiel vorang c und haben die Mitgliedergeſchäftsanteile
ſchene Lineh lich hege zigrd Maßnahmen für deren

iſte Ei ung n. Bis zum die erichtshaben die Konſumgenoſſenſchaften in E erfeld, G a

I Bronau, Hötens-leben, Jaſtrow (Weſtpr.), Jena, Jtehoe, MagdeHuakenbruc je 10 000 der zeh agdeburg, Memel und
eſchäftsanteil beſchloſſen, während diKonſumgeno a in ar bereits 12 3 Mk. ſchaft

anteil feſtgeſetzt hat. Wenn überall dieſen guten Beiſpielen ge
folgt wird, und die Einbringung der beſchloſſenen Betriebsmittel

r z Hat g. d n r und der Ausbau dergenoſſenſchaftlich-gemeinwirtſ i ren verſorgungſichert angeſehen werden. fe aie e

Gewerkſchaftsbewegung.
heraus forderung des Unternehmertums.

Ernſte Mahnung zur Geſchloſſenheit der Arbeiterſchaft.
Das Unternehmertum entfaltet eine auffallend ſcharfe Hetze nweitere Lohnerhöhungen. Gegen die Erhöh e W

arbeiterlöhne ſowohl als auch gegen die der Metall-
arbeiter erhebt man unter Hinweis auf geheimnisvolle außen
politiſche Gründe entſchiedenen Einſpruch. Jetzt wird von ſchwer-
induſtrieller Seite auch eine in die bürgerliche Preſſe
lanciert, die eine von den Gewerkſchaften im Hinblick auf die be
vorſtehende Verdoppelung des Brotpreiſes geforderte Erhöhung
der Löhne entſchi bekämpft. Jn Wirklichkeit ſchreitet die
Teuerung in der letzten Zeit in einem Ausmaß fort, das geradezu
beängſtigend wirkt. Obwohl ſich die Mark im Dezember beſſer ge
ſtellt hat als im November, ſind die e Lebenshaltungs
koſten nach den Berechnungen des Statiſtiſchen Reichsamtes um
58,6 Prozent, alſo um mehr als die Hälfte des Vormonats, ge
ſtiogen, und jedes Kind weiß, daß die Preiſe ſeitdem noch weiter
angezogen haben. Von der Verdoppelung des Brotpreiſes iſt eine
Verteuerung auch der übrigen Waren zu erwarten, und ſchon des

darauf hinweiſt, daß der Anteil der Ausgaben für Brot an den
Geſamtausgaben des Arbeiterhaushalts gar nicht ſo groß iſt. Jm
Dezember errechnete man die durchſchnittliche Lebenshaltung auf
den 685fachen Vorkriegsſtand. Die Löhne ſind längſt nicht im
gleichen Verhältnis geſtiegen.

Es kommt hinzu, daß bei den Schiedsſprüchen entgegen denBehauptungen, die jetzt die Unternehmer planmäßig ausſtreuen,
immer nur der tatſächlich n hgewieſene Stand der Teuerung be-
rückſichtigt worden ift. Die Löhne wurden alſo faſt durchweg nach

Teuerungszahlen des letzten Monats feſtgeſetzt. D. h., der
Arbeiter e im Januar denjenigen Betrag, der nach der
Teuerung im Dezember berechnet wurde, der aber inzwiſchen durch
die weiter ſteigenden Preiſe längſt nicht mehr in gerechtem Ver
hältnis zu den Koſten des Lebensaufwands rd,

Die Kriſenſymptome, die ſich jetzt am Warenmarkt bemerkbar
machen und die in einer Stockung des Abſatzes für viele Gebrauchs
waren gekennzeichnet werden, ſind ja nur ein Beweis für die
ungeheuerlich geſchwächte Kaufkraft weiteſter Bevölkeringsſchichten,

e ſich heute nicht einmal die notwendigſte Kleidung,
geſchweige denn irgendwelchen Luxus leiſten können. Aber die
Unternehmer ſcheinen zu wiſſen,
Konjunktur zu rechnen iſt. Sie ziehen im voraus die h
daraus, die n der Betriebe, die ſie ſonſt nicht
r weiteres vornehmen können, durch Entfachung don

treiks herauszufordern.
ts dieſer Lage ergibt ſich für die Gewerkſchaften eine

ar chwierige Situation. macht vielfach gar heinen
Hehl daraus, daß den Unternehmern ein Streik gar
n 5 ſo unerwünſcht wäre. Die Gewerkſchaften aber haben
die Pflicht, den Streik nur als äußerſtes Kampfmittel anzu
wenden, und r mit dem Ziele, eine tatſächlich e Beſſerſtellung
der Arbeiter t u erreichen. Die hartnäckige Abwehr der Lohn-
erhöhungen, die jetzt durch die raſende Teuerung do dringlich

worden iſt, iſt für die Arbeiterſchaft eine ernſte hnung zur
chloſſenheit im Kampfe um ihre Beſſerſtellung und eine War-

nung vor unüberlegten Schritten. Die Unternehmer irvren ſich,

irreführen und mit Hilfe der von ihr gekauften Preſſe den Kampf
der Arbeiterſchaft um ihr Recht auf Leben ſchwächen zu können.

Um die Januarlöhne im Bergbau.
m Arbeitsminiſterium fanden, wie bereits berichtet, am Mitt

ſtatt. Die von den Arbeitervertretern geforderte Lohnzulage von
45 Prozent wurde von den Vertretern der Unternehmerorganiſa-
tionen als untragbar bezeichnet. Große Jnduſtriezweige würden
zum Erliegen kommen, wenn die Kohlenpreisſchraube in der bis-
r Weiſe egogen würde. Die Vertreter der Bergarbeitergründeten ihre Forderung auf Erhöhung des Schichtlohnes um

1600 Mk. damit, daß der Jndex im Monat Dezember um 50 Proz.
geſtiegen und weil der Lohn des Bergarbeiter hinter dem in andernJaduſtrien, z. B. in der Metallinduſtrie, erheblich zurückgeblieben

ſei. Auch die Arbeitnehmervertreter verlangten mit aller Schärfe
einen Abbau der Kohlenſteuer, um ſo, ohne den Ver-

halb iſt es eine Verſchleierung der tatſächlichen Lage, wenn man W

wenn ſie glauben, unter Ablegung von Tatſachen die Oeffentlichkeit

braucher zu belaſten, eine Angleichung des Bergarbeitereinkommens

an die n ltniſſe möglich zu machen. Die Vertirete
des Reichsarbeitsminiſteriums ebenſo wie die Arbeitgebervertreter
wieſen darauf hin, daß eine Lohnerhöhung auch aus aufenppliti-
chen Gründen nicht möglich ſei. Gerade jetzt, zurzeit der Pariſer
erhandlungen, müſſe man auch von den Arbeitnehmern Entgegen

lommen verlangen, wenn nicht das wirtſchaftliche Vild, das die
deutſchen Unterhändler in Paris zu zeigen haben, ſo gewaltige Ver
ſchiebungen aufweiſen müßte, daß die aufgeſtellten Berechnungen
wiederum hinfällig würden. Eine Einigung war nicht möglich.
Aus dieſem Grunde faßte man daher den Entſchluß das Schieds
gericht ein Urteil fällen zu laſſen, das am Donnerstag zuſammen
treten ſollte.

Dieſer Schlichtungsausſchuß für die Lohnſtreitigkeiten im Ruhr-
bergbau hat geſtern auch verhandelt. Ein Schiedsſfpruch
wurde nicht gefällt. Das Reichsarbeitsminiſterium ſetzt
ſeine Einigungsbemühungen fort.

Die Unternehmer verfolgen alſo ihr Ziel, ſich gegen die kommende
Kriſe auf Koſten der Arbeiter zu ſchüten, mit rückſichtsloſer Kon
ſequenz. Um Gründe ſind ſie, wie man ſieht, nicht verlegen. Da
die „außenpolitiſchen Gründe“ auch bei der Ablehnung einer Lohn
zulage in der Berliner Metallinduſtrie aufgetiſcht wurden. muß
man ſich fragen, welche Bewandtnis es damit haben ſoll. Für die
Frige der Stabiliſierung der Mark bieten die ziffernmäßig un
geinein hohen, dennoch höchft unzureichenden und unbeſtändigen
Löhne die denkbar beſte Begründung. Soll etwa dei den Vertretern
des Auslandes der Anſchein erweckt werden, als ſei der dentſehe Ar
beiter ordentlich entlohnt und könne trotz den weiter ſteigenden
alen trotz der bevorſtehenden Brotpreiserhöhung, ohne weitere

ulagen auskommen? „Aus außenpolitiſchen Gründen“ muß doch
der Konferenz der alliierten Staatsmänner die volle Wahrheit
geſagt werden über die wirtſchaftliche Lage in Deutſchland und da
mit auch über die Löhne der Arbeiter. Oder hätte man bither
aus außen politiſchen Gründen den Arbeitern unverantwortlich
hohe Löhne zugeſchanzt und müßte nun mit weiteren Zulagen
warten bis zur Beendigung der Konferenz, um nicht in ven Ver-
dacht zu kommen, zu Reparationsleiſtungen verfügbere Summen
den Arbeitern zugewendet zu haben und dieſe Gelder der Ausliefe-
rung an Frankreich zu entzieben? Die ſo geheimnisvolle Wichtig
tuerei mit den außenvolitiſchen Gründen hätte ſchlicßlich dann
einige Wirkung wenn die Arbeiter in der Lage wärcn, ohne weitere
Lohnzulagen die höheren Preiſe für den Lebensunterbalt zu zahlen.

eil das einfach unmöglich iſt, deshalb können derartige Sintwände
lediglich Mißtrauen unter den Arbeitern hervorrufen

Geſpenſt Ardeitstoſigkeir.
Die Lage auf dem Arbeitsmgrkt

hat ſich im November bedeutend verſchlechtert. Bem 1. Vovem-
ber bis 1. Dezember 1922 ſtieg die Zahl der Hanptunterſtüungs-
empfänger von 24 738 auf 42 593, die Zahl der Zuſchlagsempfänger
wuchs von 28 169 auf 50 129, ſo daß insgeſammt 92 722 Perſonen Er-
werbsloſenunterſtühung bezogen. Das bedeutet gegenüber dem
Vormonat ein Anwachſen um faſt 40 000. Dement ſprechend iſt auch
die Summe dex für die Erwerbsloſenunterſtüßung aufgewandten
Beträge gewaltig geſtiegen. Jn der Zeit vom 1. Oktober 1922 bis1. November 19e2 wurden 31 610 705 Mk. für Erwerbeloſenunter-
ſtützung verausgabt. In der Zeit vom 1. Nobemder i 1. Dezember
1922 mußten nach dem vorläufigen Ergebnis für denſelben Zwerk
77 877 752 Mk. aufgebracht werden. Die Mehrzahl der Haustunter-
ſtützungsempfänger einſchließl. der teilweiſe Unterſtühten, heſindet
ſich in Prenßen, nämlich 21 302. An zweiter Stelle ſteht Se ien
mit 9088. Dann folgt Hanburg mit 3978, VBatzern mit 2947, Thüi-

jetzt mit einem Rückgang der ringen mit 1432, Bremen mit 1245, Mecklenburg Schwerin wit 1080.
Württemberg, Vaden, Heſſen, Braunſchweig und Lübeck hatten
weniger als 509, Oldenburg, Anhalt, Livpe, Schaumburg-Lippe und
Waldeck weniger als 100 Unterſtützungsberechtigte. Preußen mußte
nach dem vorläufigen Rechnungsergebnis vom 1.' bis 30 November
1388 073 862 Mk., Sachſen 16 799 2391 Mk., Hamburg 7 967 772 Mk.,
Bayern 6 173 229 Mk., Thüringen 2 650 177 Mk., Bremen 1651 541
Mark, Mecklenburg- Schwerin 1 126 774 Mk. und Baden 1045 163
Mark für Erwerbsloſenfürſorge ausgeben. In den andern Staaten
bewegen ſich die Ausgaben zwiſchen 5466 Mk. und 728 594 Mk.

Die Jahresarbeit der Gewerkſchaften.
Lohnbewegungen, Streiks und Ausſperrungen im Jahre 1921.
Ueber die von den im Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftebund

r r Zentralverbände im Jahre 1921 geführten wirt-
ſchaft lichen Bewegungen unterrichtet eine dem „Korre-
ſpondengblatt“ des ADGB., Nr. 49, beigegebenene Statiſtiſche Bei
lage. ie Zuſammenſtellung umfaßt die Berichie von 38 Ver
bänden die Beteiligungszahl iſt die gleiche wie im Vorjahr.
11 Verbände, die rund 900 000 Miglieder in ſich vereinigen. ſandten
keinen Bericht ein. Meiſt handelt es ſich um kleinere Organi-
ſationen, bei denen lohnſtatiſtiſche Erhebungen mit beſonderen
Schwierigkeiten verbunden ſind. Die berichtenden Verbände
führten zuſammen 55 205 Bewegungen, die ſich auf 68 264 Orte
und 896 100 Betriebe mit 19 738 273 darin beſchäftigten Perſonen
erſtreckten. An dieſen Bewegungen waren 17687 229 Verſonen,
davon 4 203 977 weibliche, beteiligt.

Die überwiegende Mehrzahl der Bewegungen, und zwar 49 498,
an denen 16 446 157 Perſonen der Geſamtzahl beteiligt waren,
wurden auf dem Wege der Verhandlungen friedlich er-
ledigt. Jn 5707 Fällen mit 1241 072 Beteiligten kam es zur
Arbeitseinſtellung. Von dieſen Beteiligten ſtellten
1 159 191 Perſonen, darunter 221 496 weibliche, die Arbeit ein,
während 31 881 Perſonen anläßlich dieſer Bewegungen ihre Forde-
rungen ohne Arbeitsniederlegungen bewilligt erhielten. Zu den

Während Niels ſich die Hände wärmte, klappte auf der Diele
eine Tür zu, und ein etwa neunzehnjähriges Mädchen trat ins

immer. Sie war hoch und ſchlank, und in ihren ſchönen, dunkel-
aunen Augen lag ein freundlicher r
„Du biſt da, Niels? Mir war's doch ſo, als ob ich deine Stimme

hörte.“
Niels hob den Wuſchelkopf und lachte. „Ja, lütt Tine, ich bin
aber bloß auf 'ne Stippviſite hier, muß gleich wieder weg. Na,
wie iſt es, haſt du all einen Dienſt?“

„Jch ſoll na r aber ich mag nicht gern ſagte ſie
und ein rührendes Lächeln lag wie ein Ausdruck der Hilfloſigkeit
auf ihrem Antlitz.

Niels kniff die Augen zuſammen. als ob er in der Ferne etwas
ſähe. „Jch bin auch nicht für Spätinghof, geſtand er. „Wenn du
bloß noch was Ordentliches zu Mai kriegſt. Die guten Stellen
ſind rar„Das ſagt Mutter auch.“

„Ja, das wäre ganz gut, wenn du 'ne Stelle kriegteſt, wo du dir
noch was erſparen könnteſt. Auf deine Mutter kannſt du dich nicht
verkaſſen, die iſt ja noch in den beſten Jahren, die kann ſich am
Ende noch mal verheiraten

„Ach!“
„Ja, ja. Wir müſſen ſchon für uns ſelbſt ſorgen. komme

ja tun Mai nach Dithmarſchen, nach einem großen Hof, da werd
ich Großknecht und kriege achtzig Taler Lohn. Das iſt ja ganz
ſchön, aber ich muß Ode doch auch ein bißchen abgeben. Ehe man
denn ein paar Hundert Taler zuſammen hat, können noch Jahre
vergehen. Mit nichts können wir nichts anfangen; wenn nachher
ne Reihe Kinder dazu kommt, dann wiſſen wir nicht aus noch ein.

Tine nickte und wieder erſchien das wehe ln um ihren
kleinen Mund. W arf Sind weder wod alleie di

chaniſch ließ ſie ſich auf einen Stuhl nieder und faltete diea ſie verſank in grübelnde Gedanken. Sie dachte nach, ob
ſie jetzt wirklich Niels Sönkſens Braut wäre. Es mußte wohl ſo
ſein; er tat ja ſo, als wäre es ſelbſtverſtändlich. Und doch war
ar nichts anders geworden. Es war ein neues, fremdes Gefühl

ihrem Herzen aufgewacht. Sie hatte ſo viel von Liebe geleſenes hatte ſich haun immer etwas in ihr geregt, als müſſe ſie auch
einmal heiß und ſtark lieben und geliebt werden, als müſſe eines
Tags ein Rauſch über ſie kommen, der ihr ganzes Herz um-

ging er weiter; er ſprach

Er reckte ſeine lange Geſtalt.

ſein Wuſchelhgar
und wußte nicht, wie er es anfangen ſollte.Sie ſeufgzte. Ja, das ſtand ſo in den Romanen, in derheit an e n Es waren ja auch immer ervehneel

und reiche Leute geweſen, deren Liebesgeſchichten ſie in den Ro
manen verfolgt hatte. Ja, Liebe, wie ſie fich dieſe gedacht hatte,
war nur etwas die Vornehmen.

Wie lange war ſie eigentlich ſchon Niels' Braut? Früher war
f ihm doch wohl mehr Kameradin geweſen. Richtig itdem
ie den letzten Pferdemarkt in Schwabſtedt zuſammen beſucht
batten, waren ſie ſich ein wenig näher getreten. Abends hatten ſie
in der Jönsſchen Gaſtwirtſchaft, getanzt und waren dann mit
einander in die Stube zum Punſchen gegangen. Als ſie nun hier,
nit den anderen Deerns und Knechten eng aneinandergedrängt,

um den runden Wirtshaustiſch ſaßen, tranken und ſangen, da
hatte es Niels ebenſo gemacht wie die anderen. Erſt hatte er den
Arm loſe um ihre Hüften gelegt, dann etwas feſter, und ſchließlich
hatte er ſie ein wenig an ſich gedrüct. Als der Punſch ihnen dann
zu Kopf geſtiegen war, die Mädchen verliebter blickten und die
Männer dreiſter wurden, da hatte Niels ſie auch geküßt. Jhr war
es wohl geweſen, als müßte ſie ſich wehren, aber ſie hatte es doch
a eduldet; denn die anderen Mädchen hätten ſie nur ausgelacht.ls Riels ſie an jenem Abend nach e gebracht hatte, hatte er
mit einem langen Kuß Abſchied von ihr genommen. „Tine, Deern,
ich habe dich gräßlich lieb.“

Seit dieſer Zeit hatte Niels öfters von ihrer gemeinſamen Zu
kunft geſprochen, als ob ſie ſchon ſeine verlobte Braut wäre. Heute

ſogar ſchon von einer Reihe Kinder.
Nachdenklich blickte Tine hinaus auf den kahlen Landweg. Niels

hatte ſich ihr langſam unmerklich genähert; ſeine Augen ſchim
merten vor Zärtlichkeit. „Wenn ich weg bin, dann kriegen
wir uns lange Zeit nicht zu ſehen.
Tine aber nicht rit„Darfſt mi ni ve Deern.“Jmmer zärtlicher blickten gert Augen; ſie ſchwammen förmlich.

„Deern,“ ſagte er leiſe, „was biſt
du doch lütt!“Das Wort lütt (klein), in dieſer zärtlichen Weiſe ausgeſprochen,
war für ihn gleichbedeutend mit fein und lieblich; denn Tine war
durchaus wicht klein. Sie verſtand aber doch ſeine Zärtlichkeit,
der er ſo ſchlecht Ausdruck zu geben vermochte, und freundlich ſah

Niels ſeufzte ein wenig und fuhr mit den fünf Fingern durch
Er hätte gar zu gern Tine einen Kuß gegeber

ſie ihm ins Geſicht.

w.
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Bewegungen mit ſowohl Streits wie auch
r t wurden 54 284mit 17 846 zur Verbeſſerung derLohn und Arbeitsbedingungen, und in O971 n handelte es ſich
um die Abwehr von ſelben; an dieſen844 001 Perſonen teil.

haun c e wurde a5806 Fällen I döo 854 Perſonen, ein der Dotiſorrtrag

i für 2864 511 Perſoneneinem beſtehenden Tarifſvertrag in 7305 Fällen

für 4 681 3t0 Di ch ler Bewegungen verurſachte eine Ausgabe von d 410 417

Durch die geſamten e N 268 068 97,8 Pro
zent aller einen g. erreichten 28 781 Perſonen
eine Arbeitszeitverkürzung von zuſammen 180 187 Stunden und
14587 118 Perſonen eine Lohnerhöhung von zuſammen 1 005 510 887
Mark pro Woche; ſonſtige Verbeſſerungen der Lohn und Arbeits
bedingungen ergzielten 5 054 689 ſonen. den erreichten
Erfolgen wehrten an Verſchlechterungen ab 24 011 Perſonen eine
Arbeitszeitverlängerung von zuſammen 138 774 Stunden und
142 105 Perſonen eine Lohnkürzung von zuſammen 8 229 785 Mk.
die 7 Für 1987 Perſonen wurde ßregelung und für
73 8890 Perſonen n r der Arbeitsbedin

r r traten an Verſchlechterungen
ein für 7502 Perſonen eine Arbeitszeitverkängerung von 12 061
Stunden und für 57 969 Perſonen eine Lohnkürzung von zu
ſammen 3617 910 Mk. die Woche. Von der Summe an Lohn-
kürzung kommen für 55 075 Perſonen zuſammen 3 558 028 Mk. auf
Bewegungen des Metallarbeiterverbandes im Saargebiet. Die
große Summe erklärt ſich aus dem Umſtande, daß die Lohn-
kürzungen in Franken erfolgten und dieſe nach dem damaligen
Währungsſtand in Mark umgerechnet wurden. Rechneriſch ergibt
ſich auf Grund des vorliegenden Zahlenmaterials, daß im re
1981 auf jede g J Perſon eine durchſchnittliche Lohnerhöhnng
von 75,45 Mk. die Woche entfällt.

Wenn dieſe Summe im Jahre t921 eine vielleicht zwanzigfache
höhere Kaufkraft hatte als im Jahre 1922, ſo zeigen gerade die
gigantiſchen Zahlen ihre relative Geringfügigkeit und die un
geheure Arbeitsleiftung der Gewerkſchaften, die ſich darunter ver
birgt. Man denke, was das bedeutet: 55 000 Bewegungen für rund
20 Millionen Mitglieder in einem einzigen Jahre führen! Für

das abgelaußene Jahr werden noch Zahlen zu verzeichnen ſein. a erſchöpfende ar J eine
undankbare Arbeit, die aber gemacht werden muß, ſolange
nichts Beſſeres an deren Stelle zu ſetzen iſt.

Aus dem Halliſchen Gewerktſchaftedeben.
Streit im Tapexierer-, Poffter- und Dekorationegewerbe.

Die Tapezierergehilfen legten wegen Nichtbezahlung der im
Schiedsſpruch des Tiſchlergewerbes feſtgelegten Lohnſätze vom
1. Dezember 1922 bis 4. Jannar 1988, welche auch für das Tape-

Gültigkeit hat, am 3. Januar die Arbeit nieder.
Auf Wunſch des Vorſitzenden des Arbeitgeberſchutzverbandes im
Tapezierergewerbe, Herrn Beihmann, ſollte eine Verhandlung
zwecks Beilegung ſtattfinden, welchem die Gehilfen zugeſprochen
hatten. Die Verhandlung am 4. Januar verlief wider unſer Er-
warten; ſtatt eine Verſtändigung herbeizuführen, blieben die Ar-
beitgeber auf ihrer hartnäckigen r beſtehen. Unſer Gau-
leiter Koll Buſch gab fich die größte Mühe und führte verſchiedene
Argumente ins Feld, auch ein günſtiges Angebot wurde gemercht,
das zu einer Verſtändigung führen konnte, aber die Arveitgeber
blieben auf ihrem hartnäckigen Standpunkt beſtehen nd ſo war
die Zerfgrdrgeg zwecks einer Verftändigung ergebnislos. Durch
dieſes rhalten ſind die Tapegierergehilfen zwungen, in
ſchärfſter Form den Kampf bis zum Siege durchzufiühren.
Verband der Sattker, Tapezierer und Portefeniſter Deutſchlands.

Aus aller Welt.
Gebeimnisvolfer Doppelſelbſtword.

Die entführten Leichen.

Ein geheimnisvoller Doppelſe.lbſtmord i die
Ein n, derVermißtengentrale der Berliner Kriminalpoligei.

Gr ſah zwei Natomobite ans r ndenen drei Herren entſtiegen. r Fireer h R7r
und alsbald kam einer der Lei S r äd277 zurück, die eine Schußwunde zeigte. Bald darauf

anderer die Leiche eines jungen Mannes an. Be
Leichen wurden in das eine Auto gebettet, während die Herren
wieder das andere Auto beſtiegen und fortfuhren. Der Mann, der
das beobachtet hat, will nun aus Neugierde an die Wagen heran
getreten ſein und will die Herren gefragt haben, worum es ſſch
eigentlich handele. Darauf ſoll der ältere der mit dem Automobil
gekommenen Herren ihm geantwortet haben, es handele fich um
einen Doppelſelbſtmord eines Liebespagres, und ein an
derer ſoll noch in barſchem Ton bemerkt haben, es ſei ganz gut,
d der junge Mann tot ſei. Die Angelegenheit ſei aber jetzt er

e

Die Poligzei, die von dem Vorfall unterrichtet worden iſt, hat
ſofort die Recherchen aunfgenommen, um die Erzählung des
Mannes nachzuprüfen. Es gelang aber noch nicht, feſtzuſtellen,
wohin die Leichen gekommen ſein können.

Der 9300 Lob geſtrandet.
onnen große Dampfer „Jnduſtria“ iſt in der tenNacht auf der Reede von Oxelöſund (Schweden) geſtrandet. m

Schiff befand ſich auf der Fahrt von Stettin nach Oxelöſfund. Die
Mannſchaft und die mitreiſenden Paſſagiere ſind in Sicherheit

Ein r als Muſeumsdieb. Wie aus Dresdedrahtet wird, wurde dort ein 2 Mann feſtgenommen, der r
Dresdener Stadtmuſenm die beiden Trauringe des Dichters Otto
L und ſeiner Frau ſowie eine Otto Ludwig gewidmete ſie
berne rentafel len hatte. Man vermutet, daß der Dieb,
der ſich als Schauſpieler Schrenk aus Königsberg legi
mitierte, auch der u 7 iſt, der foit einiger Zeit die Mu
ſenmsdiebſtähle in Berlin, Hamburg, Hannover, Erfurt
und Weimar begangen hat.

SVerantwortliche Redakteure: Für Volitik und Wirt geſt.
O. H. Schulz; Halle Saalkreis ſowie für Gewerkſoſiſhee: Gelee t aſparek; für den provingziellen Teil:

VSPDHalle u. Bezirk Merſeburg
Sekretariat Halle Saale. Harz 4244,
Fimmer 23 Fernruf 1020
Parteigevoſſen: Die Aufklärung der
Frauen iſt zwingende Notwendigkeit
Bring deshalb zu allen Verarſtaſtungen

der Partei Eure Fruen mtt.

Heute abend 7 Uhr SitzungS. -A.-J.T Jugend-des Bezirksvorſtandes im
ſekretartat

Gruppe Zenmrum: Heute abend. 7Uör,
im Jugendheim wichtige Funktionär-
ſitzung

(Aulqa), Frieſenſtr. 3/4. Redner

Tageswanderung nach Lauchſtaedt. Ab-
marſch früh 8 Uhr vom Hettſedter Bahnvof.
u r u 2 Uhr nachmittags am
Hallmarkk. Montag, den 8 Jan abds
7 Uhr. im „Heim“ Weif enplan) Sitzung
des Arbeits Ausſchuſſes. 8 Uhr Sitzung
der Führerkommiſſion. 8 Uhr: ngder in dergruvpenleiter bei Gen.
Müslberg 2.
ßeſchrrewerktchaft Deutycher Eendahn-

beamten nd Awärter. Sermlung gg

abends Uhr, im R res. -Sekr.Koll. Sittforth, Freie Ausſprache Erſcheinen
aller dienſtfreien Mitalieder iſt gewerk-
ſchaftliche Pflicht.

WMontag, denVerein Gesundhettpftege. a
abends 8Uhr., in der Aula des Reform-
realgymnaſtums, Frieſenſtr., Vortrag des
Her n Leube aus Gera über: Die Grippe.
Der „Raturarzt“ iſt vom 1. Januar 1923

Buchhän' ler Patrunky,

2

eingebraut aus bestem
Malz und Hopfep, naoh-

gesüßt mit ff. Aueker,
das beste

W otrsnk.h Aerzttich empfohiten

d.

l E

Roeionvaleszerrten,
Wöehnerinnen,

stillende Mütter,
sowie aen, denen
an der Erhaltung
und planmäßigen
Auffrischung r

seeed Kräfte gelegen ist.e Ueberall erhitlien

2138

für Frauen, Kinder,

keinwell

d Wr boden wieder gerde ber

e
wen in v

NMormal-Hemden u Hosen
Futter-Hemden u. Hosen
ßapohenl

zu vehr biHigen Preiven ameunbieten.

im Walde zwiſchen Wildau und Königswuſterhauſen in der Nähe Karl Garbe; das Feuilleton: Hermann Langez; für den
des Turmes der Großfunkenſtation Stubben ausgrub, machte der Anzeigenteil: Wilh. Herz ig. Verlag: Volksblatt G. m. b. H.
Polizei folgende Angaben über ein Erlebnis am zweiten Weth- Druck: Halleſche oſſenſchaftsbuchdruckerei, e. G. m. b. H.,

nachtsfeiertage: Halle /Saale, Harz 4944.
e

AIITTT
kawft 2073

Marri mat 13 Boe Talametr)

n hen Ahför Rerren
und Damen BMerge burg

mr h Freitag, den ratséfdeirerwöhltahrtaussttut. San arte an e en
8 Uhr im „Bezirks ureau“ (Drucherei arfüßerſtraße. abzuholen.
eräude, I. Etage): Wichtige itzung des
Arbeiterwohlſadrtsau ſchuſtes. P vwkiliches
u. volzäoltges Erſcheinen auer Genoſſinnen

rentner. Witwen und
Zentralverband der Jnvaliden Unfall

aiſen. Sonntag,
den 7. Januar, vorm 10 Uhr im „Volks- Felleoh kaufe 2lie Sorten Fohezu den bekannt höchsten Preisen

„Kluuse n es
e und Sonntag

de Einladung e park“ Verſammlung. Es iſt Pflicht allerJ du hen Wege. in aonng e Hitalieder, W erſcheinen. Die Vorſtands- E. Ultsohn dennioke GSonnab 9 2 v

i talie Stil a mügstrosvo ma Zreitag, den 5. Januar, mitalie der i Stunde früher m 275 23 w. 5 R J p p. z J 6 znereepnrg e i We er hobet ſendet eis d. W. Boeou e zröße Funktiorärſitzung.5 ipen alle unKſtionäre iſt Pflicht haztwirtschaſt Todlogischer Garten. t Sücheln Querturt-Grumpa. a
nachm. Unr, um „Roten HirV.

Mücheln Frabtion ſitzung er VeoPD. Fiotte Musik Flotte Kuasikz:
ahdar eiter. Referent: Beichstagsabg.

Heute abend 7 Uhr
S Tanzabenck,

3 J 5 3 h Jne e 4
8 2

W

2

enoſſe Krüger r n Bekanntennen eingeührt werden. erbandsbuch
Na teibuch legitimirert. Fonaben: acum. z Uhr

Die Sraktionsleitung. wie Fiein-Else gas
eunä, üſ.-hayna, adtzechen. frankleber, Ghristking Suoben via

aenodori, Reumarn, bendädti e5w. S. pa. u heran

Stadt Iheater.

Massiv goldene

Fiatin- S
Vdolmetalt ba

(a. Markt)

Luxussteuertfrei i

Metallarbeiter Verband

er äh Nergenuet
e

Alte Zahngehisse
kauft ständig 2157

Vmstän dehalder vor-
kanfe Kleidergehrank,
Sofa, Küchensohraunk,

Genergl Betſmwinrg

e eeeeecen Sander c nn er erbet en Bekannte 0 7 T er e v Se e e e h et See Sen heee Ruehn ſie ſerſotunebe vete, ehseehen hen eetteere.2 e
ung eparafſuren h h S Ss wird zaung zu erſcheinen

krankleben.
waſtho Frankleben

der laterne
Operette V. N. Ce rré

und L. Bathu.

Sonntag. den 7. Januar,
nachmitiags 3'2 Uhr, im

Mitgliederverſamm-
a Uhren, Gold-
und Silbergegen-st h. werd. in gut.
u. saub. Arbeit z. solid. EGelmetalle

e

inen erwartet. Die Verwaltung

Allg. Grtskrankenkasse
lung. anltreiches Erſcheinen unbedingt Insik v. J. Ofenbaeh.wendig usik v enbao Preisen ausgefährt. in Goid-, Silber-, Platin-Bruch, van vei n Maersanurg.
beutzsch i n ehe Madeleine n W. T Brennstiſte, Gebisse Kauft laufend n pei Se Als Kaſſenärzte find angeſtellt die Herren

im n odern. Grobßlm. Uhren- u. Goidwaren- 4 Rie en erbet n e et Sparmann, hrmacher, Gebr. Wege J J T J.i ritag, den 5. Januar CUehenwerda. Fenve 8 Uhr, in der San.-Rat Dr. Weinreich, Gotthardtſtr. 6,

8 San.Rat Dr. Witte, Brauhausſtr. 4.„Kanerk Generalverſammlung. Wich-ige Ca ebrdnung, Allſeitioes Erſcheinen Gr. Vlriohstr. 51. t 7 Den Mitgliedern ſteht die Wahl untere S giſe d lrerate nen er wenteote VerdenMontag, den 8. Jan. J 1923.Sangernaugen, e eenen- Günther Gatfron pratiney s hrauerei' Mit liede »Verſammlung, Gen. Dentseblands jüngst. Gold- 7 er Vorſtand. eGarbe V rgſeriert: Srennoe Gegner Humorist. 2160 SiIber 2

ief u attes“, ſowie ie F n Bra i ür Verbvraucher vom 1. Januarind c uders dazu eingeladen. Die Totenhand unkohlenbriketts für V 1. 1628
Sonntag, den 7. Januar, Der Grat von Monteſeidrungen. nachmittags 2 Uhr, im Lhbristo II. Band.

„Schützenhaus“ Kartellverſammlung. Von Alex. Dumas.
Nachm. 3 Uhr im „Schützen aus“. Oeffent
che Volke verſammlung Redner Land

rill.
Willi Meyer,
G Märkerstr. 8, III.

I. Zahngebisse an wie folgt feftgeſett:
a) bei fuhrenweiſer Anfuhr in der Jnnenſtadt Halle:

HalleKRänstlerspiele
agsabgrordneter Genoſſe Dreſcher Halle). Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten am

ejchürttet t. 18612 B.Nach Kröllwitz, Trotha und Böllberg 10 W.
der Zentner mehr.

geſe t. 1842 k.
Ohberheldrungen. Serä Br Vigernaſe Wert neue leser Montag, dem 8. Januar 1823, nachmittags 4 Uhr. Für Selbſtverbraucher: 2140
„Gaſthaus zur Poſt“: Oeffentliche Volks Jed. Abend 8 Uhr Oeffentliche Sitzung. b) ab Platz d. Großhändl. mit Gleisanſchl. 1786 Mkverſammiung. Redner Genoſſe Dreſcher Gold- 1 und 2. Wahlen. 3. Landerwerb von Harz 617. 4. Ab ohne 1 740 Mk.Halle. Das phöngmenale ſchlagszahlung für Gas- und Stromabnahme. 5. Waſſer Kleinhändl. 1 760 Mk.
Aegteritz. n. ehe

mit 2151Deffentliche Wählerverſammlung ü er die b züge für das Stadttheater-Perſonal. 9. Bewilligung einerrone der an Se Se 11 Mäncttern 11 Platinbruch, Se hie re n vo 11. x
ar v I. Grosstadt- der Desinfektionsgebühren. 2. Aenderung eines Pachtver-D r Bühne gite Zahngebiſſe. en c Teilen P e14 bis 36. Rechnungsentlaſtungen. 87 und 38. Petitionen.Vereinsanzeiger Uhren, Ketten Hierauf: Nichtöffentliche Sitzung.

Ringe 21 Halle a. S. den 5. Januar 1828.
I

Silber-, preiserhöhung.
höhung des Zinsfußes der Sparkaſſe.

6. Aenderung der Sparkaſſenſatzung. 7. Gr
8. Erhöhung der Be

Briketts, die äus entfernter gelegenen Kohlenbezirken mit
Geſchirr oder Kraftwagen beſchafft werden, unterliegen vor
heriger Preisvereinbarung zwiſchen Verkäufer und Kärufer.

Zuwiderhandlungen unterliegen den in der Verordarung
vom 11. April 1921 enthaltenen Strafbeſtimmungen.

Halle, 30. Dezember 1922. Der Magiſtrat.
und H auf dem Nordfriedhofe, in

1900 bis 1902 Erwachſene bei2 igeſetztworden ſind, werden gemäß S 16 der Friedhofsordnung zur

Die Abteilungen Gdenen in den Watpe

Hallio- kauft laufend Der Sbadtvereedpetenvorſteher- 2188 Weitererhaltung der G len aufgerufen. Termin
e NMaturfreu C. zu kaufen geseuneht Metall-Kontor m ne 1923. 21s9Utr, im „Volkspark“. Gemeinſame Ver Rich. Stühler Hbchſtpreiſe ſer Braunkoylenbritetts. Ei i re der Vrabſtellen ſind am
inſtalung Goeibrabend. Vniwhitefend A. Abramowitz, Auf Grund der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom Eingange zum Nordfriedhof angeſchlagen.ſt g h ſchließ Liebenauerstr. 20 II, r. nemürliches Beiſammenfſein. S Wuwente Schmeerſtr. 14, J. 25. September und 4. November 1915 werden im Einver Halle, den 29. Dezember 1928.
nitbringen.) Sonmag, den 7. Januer: G Kein Laden). nehmen mit der Preisprüfungsſtelle die der Der Magiſtrat. Fviedhofeverwaltumg.
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 5. Januar 1928.

Aus dem haushaltsausſchuß.
100 Prozent Erhöhung der Waſſergebühren. Erhöhung des Zins
fußes für Sparkaſſeneinlagen. Abſchlagszahlung in Höhe des

Dezemberverbrauchs an Gas und Stromgebühren.
Bei der Neukonſtituierung des Ausſchuſſes wird beſchloſſen, dene hen i W de affechane re e zur

un te er eehallen ein Zuu S S Zuſchuß vond ädti parkaſſe wird der Zinsfuß nach folgendenGrundſätzen erhöht: a) r March verfügbare Einlagen 4 Progem

b) für ſolche mit 3monatiger Kündigungsfriſt auf 5 Prozent,
c) für ſolche mit 6monatiger Kündigungsfriſt und einkommen-
teuerfreie Einlagen auf 6 Prozent. Damit ſoll den kleinen Ein

legern ein r Anreiz zum Sparen gegeben werden. Zum
anderen iſt dieſe
Vorgehen anderer Kreis und Kommunalkaſſen, auch der Saal
kreisſparkaſſe. Bedenken, daß dadurch den Sparkaſſen der Cha
rakter einer ſogialen Einrichtung genommen wird, kann der Aus-
ſhuß nicht anerkennen. Die Sparkaſſe ſoll auch fernerhin eine durch
en Kommunalverband garantierte r bleiben. Dieſe

Erhöhung ſoll wieder aufgebracht werden, durch eine
l te Vorlage, die eine Aenderung der Satzung

der arkaſſe in dem Sinne vorſieht, künftighin bankmäßige
Bert ä fte zu übernehmen. Sie d in erſter Linie dem Hand-

und Klei und nicht zuletzt auch dem Manne aus dem
Volke zur Verfibgung eigen ger ere e de J
rechtig erung enügender Si it wi ian auch im weilgehendſtem Maße Rechnung ge

Eine längere Dehatte entſpinnte ſich über Erhebung von Ab
1 Strom und Gasgebühren. Die leider oft recht

erſpätete Eingiehung der Gebühren hat zur gelge
Gas und Elektrigitätswerke wiederholt ſtädtiſ edit

ehr hohem Maße r D77 r. W ihren Vergegenüber feranten ſowie em Beamten
nachzukommen. Dieſe Kredite ſind die

nd Waſſerverbrauche.
auch S 3 gfringer Kredtt

die infolge des jetzt üblichen, demliinsfußes, eine nicht zu mudsee 7 der e n
Um Uebelſtänden tig begegnen,der i vor, außer dem z älli Gehen 6 e cder hen. u Sapeen nch endgültigen Feſtſtellung

d iſt beGrundlage der Ab
s Monats rber v iſt.

und ichnen ſei und dadurcht er a We J
e zugrunde e di nden Monat Degember Gebühr als

en ward ferner eine der Waſſergebüh
fo daß künftig ein kmeter We oſtet

Er ergibt ſich aus dem ſtarken Anſchwellen der
ſe Auch die Desinfektionsgebühren erfahren

eine Infolge Zuſammenl vonen werden einge eine Lehrftelle am Siobtgheg-
t und ſolche an Mittelſchulen. s
Schluß wird dann noch die Erhöhung der Bezüge des Per

fonals beim ber um 88 Prozent und um50 Progent fitr bis Ende März beſchloſſen. Der BetragDezember

e e e rund 10 Meru n Mark walten en ere gemeinen n r aus erhöhten Einnahmen des Stadttheaters. t t
2s Millionen Mark Arbeitgeberbeiträge

zum Wohnungsbau.

Die Bekanntmachung des Magiſtrats vom 165. Dezember 1922
über die von Zwangsbeiträgen von den Arbeitgebern für
den Bau von Kleinwohnungen ſieht in ihrem s 4 vor, daß ſich der
Arbeitgeber durch eine angemeſſene Beteiligung an der Klein
wohnungsbauHalle A.G. von den Zwangsbeiträgen befreien kann.
Wie vorauszuſehen, wird von dieſer Möglichkeit gern Gebrauch ge
Dre Die Vorteile liegen auch klar zutage Die ver e
ſchaffen ſich Realwerte und genießen außerdem hinſichtlich der frei
u Zuwendungen die Steuervorteile nach S 59 des Ein-
ommenſteuergeſetzes und des Körperſchaftsſteuergeſetzes. Die Ge

ſellſchaft baut denkbar billig, da ſie ſich durch rechtzeitige Einkäufe
und ſofortige Barzahlung preiswerte Materialien ſichern konnte.
Auch werden die Bauten im Intereſſe der Erſparnis ſo ſchnell wie
nur irgend möglich durchgeführt. Die erſten 12 Wohnungen an der
Guſ traße konnten zum Beiſpiel ſchon 7 Wochen
nach Baubeginn r werden. Die Verwaltungskoſten ſind ſehr
niedrig, da die Geſellſchaft auf gemeinnütziger Grundlage arbeitet
und die Geſchäfte größtenteils rein ehrenamtlich geführt werden.
Daß in den wenigen Tagen 25 Millionen Mark erreicht werden
konnten, iſt ein erfreuliches Zeichen für den feſten Willen unſerer
Arbeitgeberſchaft, durch freiwillige Beiträge und durch Selbſthilfe
die Erhebung von Zwangsbeiträgen überflüſſig zu machen. Die
vom Magiſtrat geſetzte Friſt für die freiwilli-en Zeichnungen läuft am 15. Januar ab. Dieäumigen Arbeitgeber werden daher gut tun, ihre Entſchließungen
möglichſt umgehend zu treffen. Nähere Auskunft erteilt
die Geſchäftsführung der KleinwohnungsbauHalleA.-G., Mühl
weg 22 Telephon 5986 und 6338).

Nach unſerer Auffaſſung iſt die Summe, die die Beiträge der
Arbeitgeber ergeben, recht niedrig zu nennen. Der Magiſtrat hatte
gehofft, auf dem Wege des Umlageverfahrens 132 Millionen Mark

beſchaffen. An freiwilligen Beiträgen kamen aber nurz Millionen Mark zuſammen. Erſt als der Magiſtrat Zwangs
maßnahmen androhte, floſſen die Brünnlein etwas reichlicher,
freilich immer noch nicht ſo, wie es im Intereſſe des Kleinwoh
nzungsbaues und auch der Arbeitgeber ſelbſt läge.

Neue Erhöhung der Unfallrenten.
Kaum unterm 12. September 1922 eine „Verordnung

über Geldbeträgen in der Unfallverſicherung“ er
en iſt. bringt das Reichsgeſetzblatt vom 22. Dezember eine er

neute derartige Verordnung, die als „zweite bezeichnet wird. Man
ſcheint deshalb damit zu rechnen, daß noch weitere ſolche Maß
nahmen notwendig ſind. Das wird natürlich ganz von dem Gange
der weiteren Geldentwertung abhängen, die auszugleichen der
Zweck der Verordnungen iſt.

Maßnahme notwendig geworden durch das gleiche

Beſlage für Volksblatt und Mansfelder Volkszeitung Freitag, den s. Jannar
c

Der Aufmarſch der Reaktion!
Die Demokraten gegen Rathenau, aber für Moltke! Feierliche Kranzniederlegung am Wilhelm Denkmai.
Wo bleibt das Geſetz zum Schutze der Republik? Gegendemonſtration der halliſchen Arbeiterſchaft.

Arbeiter, Angeſtellte und Beamte!
Die Reaktion iſt wiederum auf den Plan getreten. Einen Buben

ſtreich benutzend, verſuchen die nationaliſtiſchen Organiſationen,
die Bevölkerung für ihre dunklen Zwecke einzufangen. Sie glauben,
die Zeit ſei gekommen, den Generalſturm zur Beſeiti-
gung der letzten Errungenſchaft der Revolnution,
des Achtſtundentags, wagen zu können. Schon formieren ſie ihre
Kampforganiſationen und bilden Einwohnerwehren.

Zu Sonntag mittag 12 Uhr rufen die bürgerlichen Parteien,
Kriegervereine und alle nationaliſtiſchen Gewerkſchafts- und alle
ſonſtigen Organiſationen zur Maſſendemonſtration auf.
Dieſe Demonſtration wird einen

ausgeſprochen antirepublikaniſchen Charakter
tragen. Offen und frech verſuchen ſie einen Druck ausznüben auf
die Behörden, um ſie zu zwingen, gegen die Arbeiterſchaft und ihre
wirtſchaftlichen und ſonſtigen Organiſationen vorzugehen. Das
kann die Arbeiterſchaft nicht dulden!

Das Gewerkſchaftskartell Halle ruft deshalb die geſamte Ar-
beiterſchaft von Halle und Umgegend auf, am Sonntag, dem
7. Jannar, mittags 12 Uhr, ſich zur Demonſtration auf den Hall-
markt zu begeben.

Nieder mit den geheimen monarchiſtiſchen Organiſationen!
Nieder mit den faſziſtiſchen Organiſationen!

Auf zum Kampf um die letzten Errungenſchaften der
Revolution! Sichert Euch Eure wirtſchaftlichen Rechte!

Einer für alle, alle für einen!
U8PD. Ortsverein Halle. KPD. Halle. Gewerkſchafts kartell Halle.

Faſziſtiſch,, demokratiſche“ Einheitsfront
Es ift noch nicht lange her, daß der Hauptmann Werner vor

r r „Wir müſſen uns bereithalten. Jnieſem Winter gehört der Frontſoldat wieder an die Front.“ Der
Anſchlag auf das Denkmal in der Poſtſtraße, das zudem die ver
ſteinerte Talentloſigkeit iſt, gab dem Sturmtrupp der Reaktion
willkommenen Anlaß, die Front der Volksfeinde offen herzuſtellen
und dabei ſelbſt Angehörige der Volks-kreiſe zu erfaſſen, die ſich,
wenn fie klar zu ſehen vermöchten, für die Herrſchaft der Leute
bedanken müßten, die ſich heute mit ihnen brüderlich machen und
mit ihnen „deutſch fühlen“. Der Nationaliſt Dr. Ed. Stadtler
hat der deutſchnationalen Frontkämpfertruppe am Dienstagabend
dasſelbe geſagt wie Hauptmann Werner. Er fühlte ſich offenbar
ſicher genug, um die ehemaligen Frontkämpfer offen aufzufordern,
in militäriſcher Ausrüſtung beim Aufmarſch der Gegen
revolution zu erſcheinen. Dr. Stadtler iſt ſich nach ſeinen Aeußee
rungen, daß man mit Unruhen zu rechnen haben werde,
über das Ziel der Aktion vollkommen klar. Wir wiſſen, daß jeder
der nunmehr „politiſierten Frontkämpfer“ eine Waffe, das bheißt,
mindeſtens einen Totſchläger aus Stahl, beſitzt und daß „ſchwarze
Liſten“ beſtehen.

Was gedenkt der
Staatsanwalt zum Schutze der Republik zu tun?

Ueber das letzte Ziel, dem Militarismus und Nationalismus in
Deutſchland wieder zum vollen Sieg zu verhelfen, ſind ſich alle
Unterzeichner des Aufrufs zur „Kundgebung“ bis zum Zentrum

und der „demokratiſchen“ Partei einig. Mit Vergnügen beteiligen
ſich gerade die bisher Lauwarmen an dem Rummel, weil ſie hoffen,
daß die Million, die erſt in der Kundgebung ausgelobt werden ſoll,
auch ihrem hinſterbenden Parteiorganismus wieder einiges Leben
zuführen werde. Daß die Demokraten ſich mit denen in eine
Reihe ſtellen, die den demokratiſchen Miniſter Rathenan er-
mordeten, kann nur die wundern, die vergaßen, wie ſich dieſe treff-
lichen Republikaner um die Beteiligung an der Kundgebung gegen
die (Nordreaktion herumdrückten. Die am weiteſten rechts ſtehen
den Unterzeichner, die Deutſchnationale Volkspartei und die
Deutſche Volkspartei, ſind ſich ſelbſtverſtändlich auch über die
Mittel klar, mit denen das Ziel aller „dentſch Empfindenden“
erreicht werden ſoll. Dennoch hat die Deuiſche Volkspartei dem
„Volksblatt“ die Aufnahme des Jnſerats zugemutet, das zum Auf-
marſch der Reaktion auffordert. Wir können nicht im Ernſt an-
nehmen, daß die Deutſche Volkspartei an die Aufnahme des
Schlachtrufs ins „Volksblatt“ und unſere Selbſtaufgabe für den
Preis von 50000 Mk. geglaubt hat. Sie hat vermutlich gehofft,
daß wir die Aufnchme ohne Angabe von Gründen ablehnen und
die Beſchuldigung möglich machen würden, daß wir uns mit den
Attentätern identifizierten. Wir haben die Leute in einem nicht
nicht mißzuverſtehenden Brief vor allem an ihre Haltung bei dem
ſcheußlichen Mord an Miniſter Rathenau erinnert, die ſie gerade
mit dem Aufruf in der Oeffentlichkeit vergeſſen machen wollen.
Den geſtärkt aus den Greueln des Krieges hervorgegangenen
Fleiſcherſeelen iſt die unmenſchliche Abſchlachtung eines republika
niſchen Miniſters eben nichts inchr als ein heiteres Geſeliſchaſts-
ſpiel im Vergleich mit der gewaltſamen Umlegung eines Stand-
hildes. Der deutſche Bürger iſt immer noch unpolitiſch genug, ſich
den Eindruck der erſten Tat durch den der zweiien verwiſchen zu
laſſen. zumal die Einſicht, daß der lebende Rathenau für
das „deutſche Anſehen unmittelbar vor Eintritt in die wichtigſten
internationalen Verhandlungen“ wichtiger geweſen wäre als
der tote Moltke, einiges Nachdenken erfordert hätte. Der
deutſche Bürger iſt um ſo mehr geneigt, ſich in der Stimmung
treiben zu laſſen, in der ſeine „Führer“ ihn haben wollen, als er
dabei ausſchöpfen kann, was ihm an Sentimentalität zur Ver
fügung ſteht.

Dafür, daß die Tränen nicht trocknen, ſorgten geſtern vormittag
deutſche Männer im Frack. Beim Abholen der Trümmer des
Standbildes (wir wiſſen nicht, ob die Leiche zum Gertranudenfried-
hof oder zu Theuring gebracht wurde), konnten Tränen nicht
mit der zweckentſprechenden Feierlichkeit vergoſſen werden, da die
knappe Geſchäftigkeit der mit der Aufgabe betrauten Feuerwehr
das nicht zuließ. Die Einſchmelzung des Metalls wird ebenfalls
keine gegebene Gelegenheit zum Aktus ſein.

Darum beſchloß man eine Kranzniederlegung am Tatort. (Der
geplante Gedenkſtein an der Stelle der Königsallee, an der Walter
Rathenau von Moltke- Freunden ermordet wurde, unter
bleibt Die Kriegerverbände, der Nationalverband deutſcher
Soldaten und der Hochſchulring deutſcher Art ſandten zur Ver
iübung der Kranzniederlegung eine Abordnung in Frack und
Zylinder. Eine Menſchenanſammlung entſtand. Die Polizei
zerſtreute ſie nicht. Wohl aber verhafiete ſie Zwei
junge Burſchen, die das ſchwarzweißrotbeſchleifte
Aergernis beſeitigen wollten.

Wir bofjen,gabe als Shuborgen der Republik beſinnen wird.

Auffinden Aer Sprengſtoffkiſte.
Die Holzkiſte, in der ſich der an Lettiner Weg geſtohlene Spreng

ſtoff Wefand, iſt auf den Brandbergen gefunden worden.

2„5 J ,„,Z ,„G,Während bekanntlich, wie in der ſozialen Verſicherung überhaupt,
ſe auch in der Unfallverſicherung, die Arbeiter, Gehilfen, Lehr
inge uſw., ganz ohne Rückſicht auf die Höhe ihres Arbeitsver-

dienſtes, der Verſicherungspflicht unterliegen, ſind die Betriebs-
beamten, Werkmeiſter uſw. nur verſichert, wenn ihrJahresarbeitsverdienſt eine gewiſſe Grenge nicht überſteigt. Dieſe
iſt jetzt auf 1200 000 Mk. feſtgeſetzt worden. Die Berufsgenoſſen-
ſchaften, alſo die Träger der Unfallverſicherung, können durch Be
r en in ihren Satzungen noch darüber hinausgehen. Die

nfalkrente wird nach dem Entgelt berechnet, den der Ver-
letzte während des letzten Jahres im Betriebe bezogen hat (Jahres-
arbeitsverdienſt). Soweit dieſer eine gewiſſe Höhe überſteigt, wird
der überſchießende Teil nur mit einem Drittel angerechnet. Dieſe
Grenze iſt jetzt auf 360 000 Mk. feſtgeſetzt worden. Wer alſo
600 000 Mk. verdient hat, dem wird von dem Mehrbetrag von
240 000 Mk. nur ein Drittel, alſo 80 000 Mk., angerechnet, ſo daß
ſeiner Rentenbemeſſung nur ein Jahresarbeitsverdienſt von
440 000 Mk. zugrunde gelegt wird. Hiervon wird erſt wieder die
„Vollrente“ berechnet, die im Falle gänzlicher Erwerbsunfähigkeit
ewährt wird und die zwei Drittel des JahresarbeitsverdienſtesFeträgt Jn unſerem Beiſpiel alſo rund 294 000 Mk. Bei nur

teilweiſer Erwerbsunfähigkeit wird der in Hundertſteln aus-
gedrückte entſprechende Teil der Vollrente gewährt, z. B. bei dem
Verluſt eines Auges 25 bis 3315 Prozent.

Bei Tötung eines Verſicherten durch Betriebsunfall wird als
Sterbegeld der fünfzehnte Teil des Jahresarbeitsverdienſtes
gewährt. Es müſſen das jedoch nunmehr mindeſtens 30 000 Mk.
ſein. Beträgt eine Rente auf das Jahr nicht mehr als 6000 Mk.,
ſo iſt ſie nicht in monatlichen, ſondern in vierteljährlichen Be
trägen im voraus zu zahlen. Jn der Vermögensverwaltung be-
dürfen GrundſtückAn und Verkäufe nur erſt dann der Genehmi-
gung, wenn es ſich um Objekte von mehr als 400 000 Mk. handelt.

Die Neuerungen ſind ſofort mit dem Tage der Verkündung der
Verordnung, das iſt mit dem 22. Dezember 1922, in Kraft getreten.
Die neue Art der Berechnung der Unfallrenten hat für alle Un
fälle Anwendung zu ſinden, die ſich nach dem 30. November 1922
ereignet haben oder noch ereignen werden. Bei der Feſtſetzung der
Leiſtungen werden die auch vor dem Jnkrafttreten der Verordnung
bezogenen Entgelte nach den neuen Vorſchriften berückſichtigt. Hin-
ſichtlich der Teuerungszulagen für die in früheren Zeiten feſtgeſetz
ten Unfallrenten bleibt es bei den letzten Aenderungen, die am
1. Oktober 1922 eingeführt wurden. Nach ihnen ſind die Renten
von mehr als 3314 Proz. der Vollrente nach einem Mindeſtjchres-
arbeitsverdienſt zu berechnen. Es iſt aber auch hier eine baldige
Verbeſſerung notwendig. Friedrich Kleeis.

h e
Das fünfte Gebolt.

Strafe dem, der nicht morden will!
Zu der Beſtimmung für das Verſorgungsweſen, nach der den

Hinterbliebenen von ſogenannten Deſerteuren Rente nicht zu
erkannt werden darf, ſchreibt uns ein Mann mit rechtlichem und
ſittlichem Empfinden:

„Nach dem Völkerrecht gilt der Ueberläufer als deutſcher Heeres
angehöriger. Nach dem Amneſtieerlaß werden nun wohl die ſtraf-rechtüichen Folgen der Tat am Lebenden beſeitigt, iſt aber der
Ueberläufer in Feindesland geſtorben. wird den Hinterbliebenen
eine Rente nicht zuerkannt. Alſo zwar Amneſtie fürden Verſtorbenen, aber keine Strafloserklärumg der Hinter-
bliebenen. Durch brutalſte Verweigerung der Rente läßt man
die Witwe büßen! Darum fort mit der Scheinamneſtiel! Unſere

Aufgabe muß ſein, das Heer der rentenloſen Witwen zu ver

mindern, ſtatt es durch rigoroſe Verordnungen zu vergrößen. Die
Hinterbliebene ohne Rentenausweis hat auch auf mit der Rente zu
ſammenhängende Vergünſtigungen, wie unentgeltliche Krankenkbilfe,
Heiz- und Veſchaffungsbeihilfen, keinerlei Anſpruch. Die Witwe
iſt lediglich auf Armenunterſtützung angewieſen, und Zeit ihres
Lebens wird ſie an die Tat ihres Mannes erinnert, die oft idecklen
Urſprung hatte. Man denke an die religiöſen Fanatiker, die nicht
gegen die Satzung ihrer Religion Du ſollſt nicht töten!“
verſtoßen wollten und überliefen. Dizſelben Faktoren, die zum
Weltkriege trieben, die an unſerem ganzen Kriegsopferelend ſchuld
ſind, ſie wirken in der Hinterbliebenenfürſorge weiter.“

Zeltungsmarder.
Die Zeitung iſt heute, bei den hohen Papierpreiſen, ein Wert

objekt geworden. Kein Wunder, daß ſich die Fälle mehren, in denen
Zeitungen geſtohlen werden. Vielfach werden Klagen laut, Laß
die Zeilung, die die Trägerin oder der Poſtbote in den an der Woh
nungstür angebrachten Briefkaſten legte, oder mangels eines
ſolchen notgedrungen an die Türklinke ſteckte, bisweilen auch auf
dem Abtreter vor der Tür deponierte, verſchwunden iſt. Sie hatte
einen anderen Liebhaber gefunden. Es gilt alſo, achtzugeben,
d. h. den Dieben auf die Finger zu ſehen. Jm übrigen ſei darauf
hingewieſen: Selbſt wenn die Zeitung nicht im Briefkaſten ſteckt,
ſondern etwa vor der Tür auf dem Boden liegt, ſo iſt ſie ſelbſt
verſtändlich nicht herrenlos, ſondern in fremdem Gewahr-
ſam, d. h. in der Verfügungsgewalt des Berechtigten. Kein Dieb
wird ſich deshalb mit Erfolg darauf berufen können, er habe ge
glaubt, die Zeitung ſei weggeworfen geweſen. Erfolgt Anzeige
wegen Diebſtahls, ſo wird das Gericht ohne Zweifel zu einer Ver
urteilung kommen, denn die Zeitung iſt für Unbefugte eine fremde,
bewegliche Sache, deren rechtswidrige Wegnahme aus fremdem
Gewahrſam als ein glatter Diebſtahl anzufſprechen iſt.

Einen ſonderbaren Winter beſchert uns in dieſem Jahre die
datur. Von Schnee und Eis keine Spur, die Luft iſt mild und

erweckt Frühlingshoffnungen. Wer den Promenadenplatz zwiſchen
Hauptpoſt und Stadttheater entlanggeht, kann feſtſtellen, daß
Bäume und Sträucher ernſte Miene machen, „auszuſchlagen“. Ein
Leſer teilt uns ſogar mit, daß er am Neujahrstage einen
Schmetterling, ein „Tagpfauenauge“, gefangen hat. Alle dieſe
Frühlingszeichen werden infolge der ſicher zu erwartenden kalten
Tage leider wieder verſchwinden müſſen, die zarten Hoffnungen
dürften, durch den Froſt geknickt, eben nur Hoffnungen bleiben.
Trotzdem bleibt die Ausſicht beſtehen, daß der Winter ſein Re
giment in milder Form ausüben wird. Er nimmt jedenfalls mehr
Rückſicht auf die Not des Volkes, als unſere „vaterlandstreuen“
Wucherer, Schieber und Agrarier. Seit 1881 hat es ſolch einen
ſchnee- und eisfreien Winter nicht gegeben. Und nachdem wir
nun die Gewißheit haben, daß die Sonne höhere Kreiſe zieht, daß
die Tage wieder länger werden, wollen wir hoffen, von un
angenehmen Begleiterſcheinungen der kalendermäßigen Winier-
monate verſchont zu bleiben.

Wardung vor Arbeitsannahme in überſeeiſchen Staaten. Jn
letzter Zeit mehren ſich die Fälle, in denen deutſche Arbeiter auf
Grund von in bürgerlichen Zeitungen erſchienenen Annoncen und
perſönlichen Mitteilungen von Agenten en Beſchäftigung im
Bahnbau in Ueberſeeſtagten bei deutſchen Großbaufirmen nach
fragen. Die bezeichneten Firmen ſtehen aber derartigen An
werbungen uſw. völlig fern. Vor ſolchen Agenten und einem Eingehen auf devartige Mumoncen wird gewarnt

daß ſich die Polizei am Sonntag mehr auf ihre Auf
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durch eine Helferin vorzunehmen.

Ranbüberfall. Am 8. Januar gegen 7 Uhr abends wurde in
einem Backwarengeſchäft in der Mittelſtraße die Verkäuferin von
zwei unbekannten Männern im Alter von etwa 20 Jahren über
fallen und zu Boden geworfen in der Abſicht, die Ladenkaſſe zu be
rauben. Auf die Hilferufe der Verkäuferin ergriffen die Täter
die Flucht, ohne ihr Vorhaben auszuführen. Die Verkäuferin iſt
ohne Verletzungen davongekommen.

Schaufenſterſcheibe zertrümmert. Jn der vergangenen Nacht
5. Januar wurde in der Leipziger Straße eine Schaufenſter

cheibe eines Herrenartikelgeſchäftes eingeſchlagen und aus dem
Fenſter 1 Herrenhut geſtohlen. Anſcheinend ſind die Täter dur
das hinzukommen des Polizeipoſtens Leipgiger Straße geſtö
worden. Sie ſind unbekannt entkommen.

man
Eine Offenbach- Operette im Riebeckplatz Theater. Der neue

Spielplan der C.-T.- Lichtſpiele am Riebeckplatz bringt in dieſer
Woche ein beachtenswertes muſikaliſches Ereignis. Die Offenbach
che Operette „Die Verlobung bei der Laterne“ wird dort nur eine

oche lang gegeben. Sie verſpricht durch die Tinſtudierung unter
Karl Nöhrens Leitung ein Erfolg zu werden, zumal Willi Schur
in einer der Hauptrollen mitwirkt. Da unſer halliſches Kunſtleben
an wirklich gediegenen Operetten arm iſt, iſt wohl anzunehmen.daß das Riebeckplatz-Theater den Dank des halliſchen km
an zahlreichem Beſuch erkennen wird. Der Filmteil bringt ein
gans modernes Gemälde aus der Rennbahn- und Sportwelt, in

s eine Handlung gewaltig packend hineingeflochten iſt.

Verſammlungen und UVeranftaltungen.
Die Arbeitsgemeinſchaft kommt am Sonnabend, dem 6. Jan.,

wieder um 7 Uhr abends im Zimmer 14a des Gewerkſchaftshauſes
(Untergeſchoß, Hofſeite) zuſammen.
VSPD. Metaſlarbeiter. Sonntag den 7. Januar, vorm. 9 Uhr,

findet im „Volkspark“ die Generalverſammlung der Verwaltung
Halle ſtatt, wo die Neuwahl der Ortsverwaltung vor-
genommen wird. Genoſſen ſorgt dafür, daß unſere Anhänger,
welche Mitglieder des DMV. ſind. Mann für Mann erſcheinen.
Das Mitgliedsbuch iſt mitzubringen. Der Fraktionsvorſtand.

Aus der Provinz.
Von der Sapgerhäuſer Ronſfumgenoſſenſchaft.

Ein neues Vertreterſyſtem. Das „Volksblatt“ Publikations
organ. Proteſt gegen die Umſatzſteuer.

Am Sonnmtag, dem 31. Dezember fand eine außerordentliche
Generalverſammlung des Konſumvereins für Sangerhauſen u.
Umg. in Sangerhauſen Preußiſcher Hof) ſtatt. Veranlaſſung hier
zu gab das abgenderte Jenoſſenſchaftsgeſetz, welches ermöglicht, auch
in Genoſſenſchaften ſtatutariſche Beſtimmungen zu treffen, welche
tine ſogenannte Vertreterverſammlung zur Generalverſammlung
zulaſſen. Der Beſuch derſelben ließ erkennen, daß die breiten Kreiſe
der Derbraucher immerhin die Notwendigkeit des Zuſammen
r in den Verbraucherorganiſationen erblicken. Der Saal waricht beſetzt und die iutſprache zu den einzelnen Paragraphen des

Muſterſraturs, welches vom Zentralverband Deutſcher Konſum-
vereine herausgegeben war, eine lebhafte. Nachdem aber das Statut
ſchon von einer vom Genoſſenſchaftsrat eingeſetzten Statuten-
beratungskommiſſion für unſeren Verein paſſend abgeändert und
vom Genoſſenſchaftsrat ſowie von der Geſamtverwaltung ſeine
Zuſtimmung erlangt hatte, wurde auch von den anweſenden Ge
noſſen der Geſamtfaſſung Zuſtimmung erteilt. Die Wahlen zu
dieſen Vertreterverſammlungen werden in aller Kürze ſtattfi
und kommt auf je 200 Genoſſen ein Delegierter. Die Wahl-
dauer beträgt 2 Jahre. Das Wahlverfahren wird in ſeinen Be
ſtimmungen in den einzelnen Verteilungsſtellen beſonders be
kanntgegeben. Das Syſtem der Vertreterverſammlung hat den
beſonderen Vorteil, daß heute nicht mehr ein einziger Verteilungs-
ſtellonort alle anderen Genoſſen, welche nicht in dem betreffenden
Ort, wo die Generalverſammlung abgehalten wird, wohnen,
majoriſiert werden. Die Vertreter werden in unmittelbarer und
geheimer Stimmenabgabe nach den Grundſätzen der Verhältnis-
wahl gewählt. Auf jede Verteilungsſtelle kommen zwei Vertreter.
Da unſer Verein 32 Warenbverteilungsſtellen beſitzt, wären 64 Ver
treter zu wählen. Die Mitglieder der Vertreterverſammlung
bilden gleichzeitig den Genoſſenſchaftsrat. Aus dieſem Grund iſt
es doppelt notwendig, daß bei Aufſtellung der Vorſchlagsliſten
a Genoſſen zum Vorſchlag gebracht werden, die auch genoſſen
chaftliches irre beſitzen.
Als Publikationsorgane ſind „Volksblatt“ und

„Klaſſenkampf“ im Statut feſtgelogt.
Bei Feſtlegung der Betriebsmittel der Genoſſenſchaft wurde von

verſchiedenen Genoſſen in der derer enoſſenſchaftliches Verſtändnis gezeigt und ein Antrag, den ſchäſtsanten von 2000 auf
5000 Mk. zu erhöhen, eingebracht, welcher gegen wenige Stimmen
zur Annahme gelangte.

Vom Geſchäfteführer, Genoſſen Lan ger wurde die finanzielle
e des Vereins geſchildert und der Wunſch zum Ausdruck gebracht,
es der Verwaltung vor allem an der baldigen reſtloſen Einzah

lung des Geſchäftsanteils liegt als an der bloßen Faſſung des Be
ſchluſſes. ungeheure Preisgeſtaltung und die ſteuerliche
Leiſtung, vor allem die Umſatzſteuer, welche für den Monat De

allein zirka 1956 Millionen beträgt, erfordern ganz gewaltigeldmittel. in ſoll dieſe Steuer noch fernerhin erhöht werden.

Hiergegen muß die große Maſſe der organiſierten Verbraucher
nz energiſchen Einſpruch erheben. Aus dieſem Grunde wurde (uch

olgende Proteſtreſolution zum Vorſchlag gebracht, welche auch ein
ſtimmig angenommen wurde:

„Die am 31. Dezember 1922 im Preußiſchen Hof tagende
außerordentliche Generalverſammlung des Konſumvereins fürSangerhauſen und Umgegend preteſtiert aufs ſchärfſte gegen
eine weitere Erhebung der Umſatzſteuer und verlangt von den
Vertretern der Arbeiterſchaft im Reichstage, daß ſie für die ſo
fortige Beſeitigung dieſer Steuer eintritt.

Die Zwiedelpreiſe fallen.
Das „B. T.“ meldet: Jm Kreiſe Kalbe, dem Haupterzeuger-

land für Zwiebeln, ſind, wie unſer Korreſpondent meldet, die
Preiſe von 1000 Mk. auf 400 bis 500 Mk. je Zentner zurück
842 Es ſteht z befürchten, daß 400 000 Zentner Zwie-

ln, die dort lagern, infolge des völligen Stockens des Abſatzes,derderben. Die Zwiebe*ändler haben ſie an die Regierung ge
wandt, zwecks Freigabe ver Ausfuhr.

Die Erzeuger laſſen alſo lieber die Zwiebeln verfaulen, ehe ſiedie Konſumenten Anig verſorgen. Die Regierung ſo nun r

Von Bürgermeiſter Fleiſchhauer (Zahna).
Nach dem Ausſcheiden der Stadt Wittenberg aus dem Kreiſe iſt

der Ausgleich des Kreishaushaltes mehr denn bisher zum Haupt
problem des Kreistags und Kreisausſchuſſes geworden. Ent-
ereera einer Einwohnerabnahme um etwa ein Drittel der

heren Stärke h r g r in der rungzurüchgegangen, währen r Verwaltungsapparat ni einer
geworden iſt und bei dem Anwachſen der Arbeiten der Kreisverwal
tung in abſehbarer Zeit nicht abgebaut werden kann. Für die
neuzuwählenden Kreistagsabgeordneten kommt es in erſter Linie
darauf an, die Kreislaſten ſo zu verteilen, daß die Leiſtungs
r e mehr als bisher herangezogen werden.henden will ich verſuchen, einige Fingerzeige zu geben
nach dem undſatz: Gleiche Rechte, gleiche Pflichtenl, und T
dabei die alten ungerechten Bevorzugungen ſachlich aufdecken, au
auf die Gefahr hin, mich bei den Betroffenen nicht beliebt zu

Es würde mich freuen, wenn dieſe Zeilen dazu beitragen,
die Steuermoral zu heben und das ehrliche Beſtreben r wecken, der
Allgemeinheit ohne rren das zu geben, was für die ſteigenden
Ausgaben der Provinz und der Kreiſe nun einmal unbedingt not
Werner iſt; gußerdem würden dadurch die in der Hauptſache auf
ſteuerliche Mehrbelaſtungen begründeten Gegenſätze der Klein-
ſtädte gegen das platte Land zum Nutzen beider nach und nach
verſchwinden.

Wie in den ſtädtiſchen, ſo auch im Gemeindehaushalt muß nach
en rne der Reichseinkommenſteuer auch in den Landkreiſen
der Fehlbetrag im Etat durch Zuſchläge zu den Realſteuern gedeckt
werden. Dieſen Fehlbetrag gerecht und nicht unter Vergewaltigung
der Minderheitsrechte aufzubringen, iſt die vornehmſte Pflicht des
neuen Kreistags. Unter Zugrundelegung des letzten Kreisſteuer-
ſolls vom Jahre 1921 wurden die Provinzial und Kreisabgaben
für 1921 wie folgt aufgebracht:

400 Proz. Zuſchlag von 116 469 Mk. Grundſteuer 465876 Mk.
300 Proz. guſglas von 147 197 Mk. Gebäudeſteuer
300 Proz. Juſchlag von 189334 Mk. Gewerbeſteuer 882 153 Mk.
300 Proz. Zuſchlag von 7520 Mk. Betriebsſteuer

Summe: 410590 Mk. 1600967 Mk.
und zwar ſind allein Ns5 Prozent Provinzialabgaben darin ent
halten. Jm laufenden Rechnungsjahre ſind bereits 2000 Prozent
Provinziglabgaben auf obiges Steuerſoll ausgeſchrieben und der
Kreis wird vorausſichtlich 1000 Prozent für ſeine Zwecke erheben
mitſſen. Die Kleinſtädte und Gemeinden haben ſich keineswegs
auf dieſe enorm hohen Zuſchläge n und ſind gezwungen,
eine erhebliche Nachtragsumlage zu beſchließen.

Auf den erſten Blick e dem unvoreingenommenen Beurteiler
klar werden, daß dabei die Handwerker und Gewerbetreibenden für
die Landwirtſchaft, namentlich die auf dem platten Lande, einen
erheblichen Prozentſatz Steuern mitbezahlen dürfen. Jn hieſiger
Stadt hat ſich nämlich das Gewerbeſteuerſoll gegenüber dem Grund
ſteuerſoll ſeit 24 Jahren mehr als verzwanzigfacht. An dieſer un
gerechten Belaſtung des Gewerbes iſt die total veraltete Grund
und Gebäudeſteuerveranlagung aus den 1860er Jahren in erſter
Linie und zum andern diejenige Selbſtverwaltung ſchuld, die es
nicht verſteht, günſtige Wirtſchaftslagen einzelner Berufsgruppen
entſprechend a belaſten. enn auch Einſichtige dieſe Tatſachen
im engerenintereſſierten Kreiſe in ihrer Geſamtheit mit aller Macht
Verunglimpfungen gegen eine ſtärkere Belaſtung durch höhere Zu
a e ankämpfen. Mit Lamentieren und Graulichmachen vor
ozialiſtiſchen Tendenzen, den Beſitz durch zu hohe Steuern zu er-

droſſeln, wird nichts bewieſen, ſondern nur die Schonung der
Geldtaſche begünſtigt. Trotzdem viele die alte Wahrheit kennen,
daß die Reinertragsfeſtſtellungen für das noch heute maßgebende
Grundſteuerſoll aus dem Jahre 1860 längſt nicht mehr zutreffen,
begegnet man öfters noch Einfältigen, die es überhaupt für eine
Ungerechtigkeit empfinden, in der Republik Steuern zahlen zu
müſſen. Genau ſo ungerecht wie die alten Maßſtäbe für die Grund
ſteuer, ſind die Vorausſetzungen für die Veranlagungen zur Ge
bäudeſteuer. Die damaligen agrariſchen Machthaber haben den
„Untertanen“ elwas geboten, deſſen ſie beim Bekanntwerden eigent-
lich erröten mußten. Man hat den Hundertteilſatz noch weſentlich
geringer bemeſſen als bei der Grundſteuer (die ſich zwiſchen 9
und 10 Prozent des Reinertrags aus den 1850er Jahren berechnet),
bei Wohngebäuden 4 Prozent und bei anderen Gebäuden 32 Prozent
des ſfährlichen Bruttonutzungswerles als Gebäudeſteuer feſ e
und dabei noch mit Befreiungen und Bevorzugungen für die Land
wirtſchaft in ausgiebigſter Weiſe um ſich geworfen. Der Nutzungs
wert wird ermittelt:

1. in Städten und ſolchen Orten, in denen entſprechende Ver
mietungen vorkommen, nach dem mittleren durchſchnittlichen Miet
werte der letzten 10 Jahre;

2. ſonſt (d. h. auf dem platten Lande) durch Klaſſeneinteilung
der Gebäude nach ihrer Größe, Bauart und Beſchaffenheit in Ver
bindung mit den Geſamtverhältniſſen der zugehörigen ländlichen
Beſitzungen und nutzbaren Grundſtücke.

Alſo nach einem vom Geſetz vorgeſchriebenen verſchiedenen Maß
ſtabe zum offenbaren Nachteile der kreisangehörigen Städte. Wir
alle wiſſen, daß und wie die Mieten ſeit 1860 geſtiegen ſind, und
in den Städten iſt dies bei den Gebäudeſteuerreviſionen, die aller

rend es auf dem platten Lande nicht möglich iſt, weil die land
freundlichen Geſetzgeber ſchon 1861 Vorſorge für ihren und ihrer
Berufsgenoſſen Geldbeutel getroffen haben.

Es würde zu weit führen, alle in der den landwirt
ſchaftlichen Betrieben zugute kommenden Befreiungen aufzuführen;
ich will nur die wichtigſten hervorheben. Die Wirtſchaftegebäude
der Landwirtſchaft treibenden Bevölkerung (Scheunen, Ställe,
Remiſen, Gutsmolkereien, Gutsſchmieden uſw.) ſind ohne Rück
ſicht auf ihren Wert ſteuerfrei, dagegen werden veranlagt: Holz

Früchte zu Valutapreiſen nach dem Auslande verkauft werden
önnen.

Naumburg a. S. Die Verkaufsſtelle für arbeſchädigte und Kriegerhinterbliebene W net
e end, dem 6. Januar in der Zeit von nachm. 3 bis

r.

Zahlung der Teuerungszuſchüſſe für Monat
Januar. Die Zahlung der Teuerungszuſchüſſe zu den Militär
verſorgungsgebührniſſen für Kriegsbeſchädigte und Kriegerhinter-
bliebene für den Monat Januar findet im Rathaus Polizeiwache

Eingang Schuhhof, wie folgt ſtatt: am Mon dem 8. Jan.
1928 von 9 bis 12 Uhr vorm., 3 bis 6 Uhr abends für Hinterbliebene,
Buchſtabe A bis G; Dienstag, dem 9. Jan. 23 von 9 bis 12 Uhr
vorm., 3 bis 6 Uhr abends für Hinterbliebene, Buchſtabe H bis N;
am Mittwoch, dem 10. Jan. 28 von 9 bis 12 Uhr vorm., 3 bis 6 Uhr
abend für Hinterbliebene, Buchſtabe O bis am Donnerstag,
dem 11. Jan. 23 von 9 bis 12 Uhr vorm., 3 bis 6 Uhr abends für
Kriegsbeſchädigte. Stammkartennummern ſind vorzulegen.

Laucha. Diebſtahl. Von der Feldſcheune des Stadtguts-
beſitzers C. Oertel, gegenüber der Bahn, ſind etwa 15 Meter

inne aus Zink geſtohlen worden. Der Eigentümer hat zur
Ergreifung des Täters 6000 Mark Belohnung ausgeſetzt.

Delitzſch. Ein Opfer der Schundliteratur. Jn der
Zſcherngaſſe wurde am Vormittag ein verwegener Ueberfall aus
geführt. Der 17jährige Dienſtknecht Trinker verſuchte in einem
Alt warengeſchäft bei einem kleinen Einkauf die Jnhaberin hinter
rücks zu ermorden Auf ihre Hilferufe entfloh der Rohling,

eiſe zugeben, muß man ſich doch wundern, daß die

15 Jahre ſtattfinden, zuletzt 1910, entſprechend berückſichtigt, wäh

ſorgen, daß die zurückgehaltenen und vom Verderben bedrohten l aber bald

s funden.

Zur Wittenberger Kreistagswahl.
Eine Aufklärung und Mahnung an (ſe Kreistagswähler!

und andere Ställe in den Städten, ſofern ſie nicht zum Be
triebe der Landwirt a beſtimmt ſind ferner die Wohn
ebäuden der Kaufleute, Rentner, Aerzte, ankwirte größererLanwerte auf dem platten Lande gehörigen Remiſen, Ställe,
chuppen uſw., falls ſie nicht landwirtſchaftlichen Betriebszwecken

dienen. Es klingt geradezu verlegen, wenn die Befreiung damit
begründet wird, daß die land wirtſchaftlichen Wirtſchaftsgebände
ſchon durch die Grundſteuer ausreichend herangezogen werden.

Jn den Städten werden die Gebäude nach dem Mietwert, ouf
dem platten Lande nur die der Kaufleute, Rentner, Aerzte, Schank
wirte und größerer Handwerker ebenfalls nach dem Mietwert, da
egen die der Landwirte im weſentlichen nach der Größe des Be

ihdes unter Berückſichtigung der Größe, Bauart und Beſchaffenheit
s Gebäudes eingeſchätzt. Um die Verwaltung recht verzwickt zu

machen und die unverhältnismäßig hohen Vorteile der größten
(Ritter) Gutsbeſitzer zu ummänteln, wurden drei Gebäudeſteuer
klaſſen mit 37 Steuerſtufen gebildet. Die erſte Klaſſe mit den
erſten ſechs Steuerſtufen umfaßt Gebäude mit einem Nutzungs
werte von 12 bis 60 Mk. und einer A4prozentigen Gebäudeſteuer
von 0,40 bis 2,40 Mk.

Jch gönne dem kleinen Beſitzer, deſſen Wirtſchaftsertrag zum
Unterhalt ſeiner Familie noch nicht ausreicht und der ſich noch
weiteren Verdienſt als Tage- und Lohnarbeiter ſuchen muß, ſowie
dem kleinſten Handwerker und Tagelöhner herzlich gern dieſe
Wohltaten, verſtehe aber nicht recht, warum der Arbeiter, Tage
löhner und Kleinhandwerker in der Stadt für dieſelbe Woh
nung mit mindeſtens 00 Mk. Nutzungswert 8,60 Mk. Gebäude-
ſteuer und außerdem ſeine Ställe für Holz uſw. mit 2 Prozent
Gebäudeſteuer herangezogen wird. Jn die zweite Klaſſe, ent
haltend die Steuerſtufen von 7 bis 12 mit einem Nutzungswerte
von mehr als 60 bis 600 Mk. 2,40 bis 24 Mk. Gebäudeſteuer
fallen die Wohngebäude aller ſelbſtändigen Landwirte mit weniger
als 3000 Mk. wirtſchaftlichem Reinertrag. Zu der dritten Klaſſe
mit den Steuerſtufen 18 bis 37 mit einem Nutzu erte von 600
bis 2250 Mk. 24 bis 90 Mk. Gebäudeſteuer gehören die Wohn
ebäude der Großgrundbeſitzer. Mag ein ſolches (Schloß odernene mehrere hundert Zimmer haben, es darf nach dem

1861 nicht höher als zu 2250 Mk. Nutzungswert und
90 Mk. Gebäudeſteuer veranlagt werden, ſofern es das Haupt
wohngebäude einer ländlichen Beſitzung darſtellt. kraſſer
wird die Begünſtigung, wenn ich Tanga hinzufügen muß, daß
die zum äude für den Rentmeiſter,i t dohel die zu 60 Wet. Rus eumfangreich ſind, ni ö als zu

geſetzlichen Ungerechtigkeiten vermag
Kreistag allerdings nicht abzuſchaffen, denn dafür iſt in

erſter Linie das preußiſche Finanzminiſterium zuſtändig; S ent
lich wird es bei ſeiner langjährigen Suche n ergiebi euer
quellen endlich mal auf dieſe ſchreienden Mißſtände Be
vor ich weiterſchreibe, mö ich noch an die
daß die unzulänglichen Gebäudeſteuerſätze die Grund die
Veranlagung zur Wohnungsbauabgabe bilden den
gemäß das platte Land wiederum der Städte
wird, gar nicht davon zu reden von erigkeiten, die den
Städten durch die Unterbri Wohnunggsſuchender en,

pee i Send die r S Fihl 77 kr
ewehr n, Wohnungsſu e, gang glei inge guten n r tenes Vuge in hre geräumigen fer auſ
unehmen.e Nach alledem behaupte ich nicht zuviel, daß die kreisangehörigen

Städte ſeit langen Jahren unter den Augen der Regierung ein
Vielfaches von eisſteuern, die das platte Land
ohne i eelcſe Vorrechte wie bezahltobi m e hinſichtlich der udeſteuer iſt das
wahre erhältnis noch nicht annähernd wiedergegeben, weil in
den ländlichen Gebäudeſteuern auch noch die Gebäudeſten fürgewerbliche Betriebe (Fabriken), Schankwirtſchaften, e
und ſelbſtändige Handwerker mitenthalten ſind. anjeden ehrlich denkenden Kreistagswähler die Frage ob er
aufrichtig gewillt iſt, die ungerechten Kreisſteuerlaſten Snwnſten
des gewerb ger Mittelſtandes auf die leiſtungsfähigere rt
ſchaft durch Erhöhung der Grund und Gebäud enerrſteese mit
abbürden zu helfen. Zur Sicherheit rate ich jedem Wähler, ſeine
Stimme nur einem ſolchen Wahlvorſchlag zu geben, von dem er
beſtimmt weiß, da Kandidaten ſoviel Gerechtigkeitsſtnn be
ſitzen, auch gegen die Geldtaſchenintereſſen ihrer Berufsgenoſſen
für eine ſtärkere Heranziehung der Beſitzſteuern einzutreten, damit
endlich die darauf baſierenden Gegenſchhe zwiſchen Kleinſtadt und
Land verſchwinden.

Es muß endlich einmal aufhören, daß die Städte zugunſten des
platten Landes durch eine faſt gleichmäßige Beſteuerung (Zuſchläge) bei ungleichmäßiger WirtſHaftelage der ſtädtiſchen Steuer

zahler namentlich die Handwerker und Gewerbetreibenden kalt-
blütig aber ſicher zugrunde richten. Aus der Befugnis der Ver
teilung der Kreislaſten wird leicht ein Mißbrauch, deſſen wir uns
als Deutſche gegen Deutſche eigentlich ſchämen müßten, um ſo
mehr, weil die land und forſtwirtſchaftlichen Erträge des platten
Landes ſeine Sandkörner vielfach in Goldkörner verwandelt haben.

Bevor ich ſchließe, möchte ich nicht vergeſſen, dem aus den be
troffenen Kreiſen mit Sicherheit zu erwartenden Hinweis auf die
Sonderbeſtenerung der Landwirtſchaft durch die Getreideumlage
ſchon jetzt die Spitze zu nehmen, wenn ich ihnen die Tatſache vor
halte, daß die land wirtſchaftlichen Betriebe in Preußen noch immer

ewerbeſteuerfrei ſind, während ſie in dem benachbarten Anhalt
chon lange zur Gewerbeſteuer herangezogen werden, ohne aber

über eine Sonderſteuer zu ſchimpfen.

agitiert für den Sieg der Liſte der VSPD.
am Tage der Wittenberger Kreistagswahl!

gefaßt werden. Er gibt an, die Jdee zu einem Ueber
fall aus Räuberromanen genommen zu haben.

Wiedemar. Aufgeklärter Mord. Der geſtern gemeldete
Mord an dem Beſitzer Kohlmann hat ſchnell ſeine Aufklo ge

Als Täter iſt der 20jährige Sohn, der Gärtner
Kohlmann, feſtgenommen worden, der die Tat nach anfänglichem
Leugnen eingeſtanden hat.

Pieſteritz. Auf t Verfammklung l Mit der Kreistags-
wahl ich eine heute abend 754 Uhr im r ſtattfindendeöffentliche Wählerverſammlung beſchäftigen.
Als Redner erſcheint der Landtagsabgeordnete Genoſſe Gehr-
mann (Berlin). Alle Genoſſen und Freunde müſſen erſcheinen
und auch ſonſtige Bekannte mitbringen.

—„;„x„.R

Feiefhaſten der Redaktion.
Hanusbeſitzer Walther. Auf die Ausführungen Jhres Briefes

können wir ſchon deshalb nicht eingehen, da Sie uns Jhre Adreſſe
verſchweigen. Wir müßten in erſter Linie wiſſen, mit wem wir
es zu tun haben.

Wetter-Voranfage.
Sonnabend, 6. Januar. Ziemlich mild, wolkig, zeitweiſe heiter,

ſtellenweiſe etwas Regen.
„Sonntag, 7 Januar. Teils heiter, teils wolkig, nachts etwas

kälter, tagsüber ziemlich mild, ſtrichweiſe etwas Regen.
Montag, 8. Januar. Ziemlich heiter, meiſt trocken, Nachtfrotagsüber giemlich mild. i m Rashtfron
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